
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Gerhardt, Klaus-Uwe/ Weber, Arnd (1986): Garantiertes Mindesteinkommen. Für einen libertären Umgang mit der 
Krise, in: Schmid, Thomas (Hrsg.): Befreiung von falscher Arbeit. Thesen zum garantierten 
Mindesteinkommen, 2. erheblich veränderte Aufl., Berlin: Wagenbach, S. 18-70. 



Klaus-Uwe Gerhardt, Arnd Weber 
Garantiertes Mindesteinkommen 
Für einen libertären Umgang mit der Krise 

I. Garantierte Arbeit oder garantiertes Einkommen? 

Die Dynamik der Klassenauseinandersetzung bewirkt, daß der 
Arbeitsgesellschaft die (Lohn-) Arbeit ausgeht. Diskutiert wird die-
ses Phänomen als Krise - dabei könnte eine schrittweise Abkehr 
von der Religion der Arbeit das Paradies bedeuten. Lohn und 
Leistung könnten sich - vielleicht noch zu unseren Lebzeiten - ein 
weiteres Stück entkoppeln. 

Es gibt eine Reihe von Gründen, für ein garantiertes Mindest-
einkommen zu plädieren; diese werden wir im folgenden zusam-
mentragen. Dabei geht es um ein »abgestuftes« Mindesteinkom-
men: die staatlich zugesicherte Existenzsicherung verringert sich in 
Relation zum steigenden Arbeitseinkommen, so daß nur derjenige 
den vollen Satz des Mindesteinkommens erhält, der ohne jede 
bezahlte Arbeit ist. Das Einkommensrecht steht zwar jedem zu, die 
Abstufung soll aber bewirken, daß nicht alle die Arbeit aufgeben 
und dadurch die Reform unfinanzierbar machen. 

Der bundesdeutsche Sozialstaat ist in der Hoffnung auf ein ewig 
währendes Wirtschaftswunder und dem Glauben an die Sinnhaf-
tigkeit sozialstaatlicher Programmatik entstanden: Beschäftigung 
galt als Regel, Arbeitslosigkeit als Ausnahme und soziale Bedürf-
tigkeit als leicht zu meisterndes Problem marginalisierter Bevölke-
rungsgruppen. Steigende Massenarbeitslosigkeit belegt jedoch, 
daß es so einfach nicht mehr ist. Armut wird im reichen Industrie-
land BRD für zunehmend mehr Menschen zum erfahrbaren Pro-
blem. 

Neue Armut gibt es nicht erst seit den Sparoperationen der 
Altparteien. Wenn man die registrierten Arbeitslosen, die keine 
Leistungen erhalten, und die Arbeitssuchenden aus der stillen 
Reserve zusammenzählt, ergibt sich die Zahl von z Millionen 
ausgegrenzten Arbeitssuchenden. Diese Ausgrenzung hat zwei 
Ursachen: Mängel des Systems und Sozialabbau (Verlängerung der 
Anwartschaftszeiten, Kürzung der Leistungsdauer, Senkung der 
Leistungssätze). Das Problem der Arbeitslosigkeit läßt sich aus 
später darzulegenden Gründen kaum mehr mit Hilfe von Beschäf- 

tigungsprogrammen lösen. Statt darüber zu lamentieren, schlagen 
wir vor, sich gegen die Versuche des Sozialabbaus offensiv zu 
wehren. 

Der Sozialabbau wurde in der Vergangenheit oft mit dem 
Verweis auf die immens gestiegenen sozialstaatlichen Kosten, auf 
die sogenannte Anspruchsinflation also, begründet; des weiteren 
wurde darauf verwiesen, daß heute im tertiären Sektor ebenso 
hohe Löhne und Gehälter gezahlt werden müssen, wie im Indu-
striesektor (tertiärer Kostendruck). 

Der Sozialstaat produzierte ein Gestrüpp aus Gesetzen, Verord-
nungen, Erlassen und deren unterschiedlichen Handhabungsprak-
tiken. Sozialversicherungssysteme und monetäre Transfers werden 
von den einen kritisiert, weil sie leistungshemmend wirkten und 
das Anspruchsdenken überhandnähme; Arbeitslosengeld, -hilfe 
und Sozialhilfe werden von anderen kritisiert, weil ihr Charakter 
stigmatisierend, bevormundend, entwürdigend und kontrapro-
duktiv (Illich 1970) sei. Als Lösungsstrategie wird von den Sy-
stemmanagern u. a. vorgeschlagen, die Sozialhaushalte überall dort 
zu kürzen, wo sich am wenigsten Widerstand dagegen regt. Ob-
wohl es in einigen Wirtschaftszweigen wieder aufwärts geht, 
werden Leistungen reduziert, um einer Ausweitung des Anteils der 
Sozialausgaben am Bruttosozialprodukt entgegenzuwirken. Dafür 
sind eher politische Motive als ökonomische Ursachen verant-
wortlich, denn das partielle Wachstum sorgt ja immerhin für das 
Ansteigen des gesamten Bruttosozialprodukts. Dennoch verfängt 
die Propaganda, derzufolge in den »konsumtiven Bereichen der 
öffentlichen Haushalte weiter zu kürzen sei. Die Unzulänglichkeit 
des sozialen Netzes wird zwar offensichtlicher denn je, doch wirkt 
das kaum bewußtseinsfördernd. Arbeit und wirtschaftliche Ent-
wicklung entfernen sich voneinander, das Recht auf ein Einkom-
men ist dem unzeitgemäßen Prinzip »Recht auf Arbeit« unterge-
ordnet. Sozialeinkommen gewährt der Staat höchstens dann, wenn 
die Bedürftigkeit in irgendeiner Weise auf vorherige Arbeitstätig-
keit oder zumindest Arbeitswilligkeit gründet. 

Mit dem garantierten Mindesteinkommen schlagen wir eine 
sozialpolitische Reform vor, die den Sozialstaat keineswegs ab-
bauen, vielmehr ergänzen soll und so dem Kränkeln der Arbeitsge-
sellschaft Rechnung trägt. 

Die bestehenden sozialpolitischen Einrichtungen verdanken wir 
vor allem der politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewe-
gung; sie sind - zumindest in der Anfangszeit - auf staatliche 
Initiative hin entstanden, um selbstorganisierten Ansätzen entge- 
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genzuwirken (Vobruba 1983) - ihr disziplinierender und notwen-
dig unzureichender Charakter liegt also auf der Hand; andererseits 
sichern diese Einrichtungen aber auch bestimmte Risiken ab. Ge-
wisse Risiken wie Einkommensarmut werden unzureichend abge-
sichert, die Erlangung der Hilfe ist zudem ein Hürdenlauf. Das 
Ergebnis dieses historischen Prozesses ist ein sozialer Konsens, der 
beinhaltet, daß der Staat für die Folgen des wirtschaftlichen 
Wachstums aufzukommen habe. An dieser Grundhaltung zweifelt 
bis heute kaum jemand ernsthaft. Auch wir nicht. 

Das bundesdeutsche soziale Sicherungssystem verbindet wohl-
fahrtsstaatliche Elemente (beitragsunabhängige Leistungen nach 
dem Versorgungs- und Fürsorgeprinzip, z. B. die Sozialhilfe) mit 
dem Versicherungsprinzip (Arbeitslosen-, Renten- und Kranken-
versicherung). Mit einem garantierten Mindesteinkommen - einer 
Forderung, die ökonomisch realisierbar und ökologisch geboten 
ist — würden die beitragsunabhängigen Komponenten aus- und 
umgebaut. 

Ansatzpunkte 

Arbeit zerstört. Bekanntlich läßt sich ein Zusammenhang zwi-
schen ökonomischer Aktivität und dem Grad ökologischer Zerstö-
rung und menschlicher Entfremdung konstatieren. Mit dem ga-
rantierten Einkommen versuchen wir, die Zwangsehe von Pro-
duktion und Sozialpolitik zu entflechten und greifen damit auch 
einen Gedanken von Galbraith auf (1958, 1972, S. 264 f.), der von 
der negativen Einkommensteuer annimmt, sie könne den sozialpo-
litischen Ansporn zu höchster Produktion abstumpfen. 

Da der Arbeitsbegriff sowohl Entfremdung und Fremdbestim-
mung als auch die Komponente der schöpferischen, selbstbe-
stimmten Tätigkeit beinhaltet, gilt es, beide Bereiche angemessen 
zu berücksichtigen. Hier ergeben sich Ansatzpunkte für Gemein-
samkeiten zwischen fortschrittlichen Gewerkschaftern und ökolo-
gischer Bewegung. 

Das begänne mit einem Lernprozeß: Christoph Deutschmann 
plädiert unter Hinweis auf technologisch bedingte Freisetzungs-
tendenzen für ein gesellschaftliches Kollektiveinkommen. Wenn-
gleich er skeptisch ist, ob die Gewerkschaften ein solches akzeptie-
ren würden, sollte seiner Meinung nach der Staat lieber direkt die 
Einkommen subventionieren als umweltgefährdende Produktion, 
zumal heute nicht mehr zwischen produktiven und indirekt pro- 

duktiven Tätigkeiten unterschieden werden könne (Deutschmann 
1983). 

Sozialpolitik soll die Schäden der Industrialisierung kompensie-
ren. Andererseits fuhrt die Verstaatlichung des Sozialen zum Ver-
lust von Kompetenz und zu einer Versorgungsmentalität. Darauf 
hat Gisela Erler in einem Aufsatz über das schwedische Beispiel 
öffentlicher Leistungen hingewiesen und es mit dem verglichen, 
was bei uns soziale Bewegungen in Eigeninitiative geschaffen 
haben. Das schwedische Modell schneidet dabei sehr schlecht ab. 
Vergesellschaftete Sozialleistungen haben die Gründung von 
Selbsthilfegruppen zumindest erschwert. Dies mit dem Resultat, 
daß finanzielle Kürzungen im Sozialbereich ein Vakuum an Leistun-
gen zurücklassen, welches nicht »privat ausgefüllt werden kann. 
Auch über H. M. Enzensbergers Vorschlag, der Gesamtschulmisere 
den Hauslehrer entgegenzuhalten, kann man nachdenken: die ar-
beitslosen Lehrer würden zusammen mit einer Handvoll Schülern 
zu Hause Unterricht machen. Bezahlt würde das Ganze vom Staat. 
Es geht also nicht darum, die bestehenden Institutionen zu 
bekämpfen, sondern darum, Alternativen zu fördern. Unsere 
Überlegungen werden von der Frage geleitet, wie ein Leben ohne 
Lohnarbeit, aber mit beruflichen, außerhäuslichen Tätigkeiten vor-
bereitet werden kann und wie der Übergang zu Formen kollekti-
ver Strukturen kultureller Selbstversorgung und gegenseitiger 
Hilfe finanzierbar ist. 

Folgende Anforderungen waren an ein garantiertes Mindestein-
kommen zu stellen: 
es sollte ein wirksames Instrument zur Linderung der ökonomi-

schen Folgen der Massenarbeitslosigkeit sein und ihr, durch den 
fließenden Übergang von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, 
eine neue Dimension zuschreiben; 

es müßte selbstorganisierte und alternative Ansätze unterstützen 
und damit helfen, Prozesse der Entstaatlichung und Entkom-
merzialisierung einzuleiten; damit würde die politische Hand-
lungsfähigkeit sozialer Bewegungen gestärkt;  

es müßte der Tatsache Rechnung tragen, daß nicht-bezahlte Arbeit 
einen positiven Beitrag zur gesellschaftlichen Reproduktion dar-
stellt; 

es müßte durchschaubar, gerecht und nicht stigmatisierend sein; 
es müßte finanzierbar sein und Grundsätzen ökologisch orientier-

ter Steuer-, Finanz- und Sozialpolitik gerecht werden;  
es sollte die Bereitschaft zu einer ökologischen Lebensweise för-

dern; 
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es müßte ausbaufähig sein und damit längerfristig zur Lösung des 
Problems der Einkommensarmut auf internationaler Ebene bei-
tragen. 

2. Die Krise verstehen und mit ihr leben 

Zur Erklärung der Krise seit 1973 gibt es eine Reihe mehr oder 
weniger gängiger Theorien. Einige besagen, es handele sich um 
eine Strukturkrise. Die Vertreter dieser Vorstellung weisen auf das 
hohe Potential von Erwerbspersonen hin, auf Sättigungstendenzen 
am Ende der Nachkriegsperiode, auf den Mangel an Technolo-
gien, die einen Boom erzeugen könnten, und auf hohe Preise 
knapper werdender Ressourcen (Öl). Andere meinen, allgemein 
seien die Produktionskosten gestiegen, insbesondere die Löhne 
und die Lohnnebenkosten, vor allem im internationalen Vergleich. 
Wieder andere meinen in marxistischer Diktion, die organische 
Zusammensetzung des Kapitals, also das wertmäßige Verhältnis 
von lebendiger Arbeit zum eingesetzten Kapital, sei gestiegen und 
verursache einen tendenziellen Fall der Profitrate. 

Wir wollen diese Theorien nicht direkt diskutieren, sondern von 
dem Problem ausgehen, wie man mit der Arbeitslosigkeit umge-
hen könnte. Als Möglichkeiten bieten sich an: die Umverteilung 
der Arbeit und die monetäre Absicherung der Arbeitslosen. Die 
Umverteilung von Arbeit kann im großen und ganzen auf zwei 
Wegen geschehen, nämlich zum einen durch eine - vor allem in 
Form der 35-Stunden-Woche diskutierte - allgemeine Arbeitszeit-
verkürzung und zum anderen durch Teilzeitarbeit in ihren ver-
schiedensten Formen. Niemand scheint ernsthaft zu erwarten, daß 
die 3 5-Stunden-Woche innerhalb der nächsten Jahre die Arbeitslo-
sigkeit beseitigen könnte. Außerdem muß man befürchten, daß im 
Zuge zu erwartender Tarifverträge der reale Stundenlohn gesenkt 
wird - was wir nicht nur aus sozialen Gründen, sondern auch aus 
ökologischen Gründen (auf die wir noch zu sprechen kommen 
werden) ablehnen. So bleibt nur die Umverteilung über Teilzeitar-
beit in ihren verschiedensten Formen. Wir meinen hierbei das 
gesamte Spektrum - von sozialversicherungsfreien Arbeiten für 
390 DM pro Monat über Honorarverträge und Zeitarbeit bis hin 
zu halben Stellen. Im Bewußtsein der Gefahren einiger dieser 
Regelungen halten wir es für eine wichtige Aufgabe, Teilzeitarbeit 
steuerrechtlich zu vergünstigen und sozialversicherungsrechtlich 

abzusichern. Die steuerrechtliche Vergünstigung könnte etwa so 
aussehen, daß man den allgemeinen Freibetrag erhöht bzw. die 
Proportionalzone verkürzt (auch hierauf kommen wir noch zu-
rück). Die sozialversicherungsrechtliche Absicherung kann teil-
weise durch Reformen des Bestehenden geleistet werden, im we-
sentlichen jedoch nur durch eine Ergänzung des Versicherungs-
prinzips, und zwar in Form eines garantierten Mindesteinkom-
mens. 

Man könnte nun einwenden, so ließe sich das Problem der 
Arbeitslosigkeit nicht lösen. Diese wird in der Tat nicht ver-
schwinden, denn der Druck einer industriellen Reservearmee (der 
in den 60er Jahren weniger nötig war) ist für die Existenz des 
Systems der Lohnarbeit unabdingbar geworden. Damit muß man 
leben, und deswegen fordern wir eine dauerhafte monetäre Absi-
cherung der Arbeitslosen. 

Warum aber ist Arbeitslosigkeit notwendig geworden? Wir 
meinen, daß es in den Betrieben - insbesondere an der Lohnfront -
sehr schnell zu beträchtlicher Unruhe kommen würde, wenn die 
Vollbeschäftigung wieder garantiert wäre. Um dies zu begründen, 
ist ein Exkurs über die Zeit vor 1973, mithin über die Jahre, in 
denen es noch Vollbeschäftigung gab, nötig. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung spricht im November 1973 kurz und klar von 
»zunehmender Unruhe in den Betrieben«. Was war geschehen? 

»In den sechziger Jahren hat sich etwas Entscheidendes geändert 
im Verhältnis der Lohnarbeiter zu ihrer Arbeit und ihrem Lohn. 
Sie haben die Arbeit nicht mehr als etwas behandelt, womit man 
sich identifiziert, sondern viel eher als etwas, wofür man Schadens-
ersatz will, und zwar möglichst viel.« (Jaeger 1982) Die Tariflöhne 
stiegen, ebenso die Effektivlöhne, aber auch die Inflationsrate. Die 
Gewerkschaften sprachen von Umverteilung, die sog. Lohn-Preis-
Spirale kam im Gang. Im Ergebnis stiegen die Bruttolöhne zuzüg-
lich der Sozialversicherungsbeiträge, also die Kosten für die Unter-
nehmen, wesentlich stärker als die Nettolöhne. Was von den 
Lohnerhöhungen übrigblieb, war weniger als von den Beschäftig-
ten erwartet, so daß sie auch von daher in jener Zeit immer wieder 
neue Forderungen stellten, die sie durchsetzen konnten (Antiinfla-
tionsstreiks; vgl. Güntherroth 1976). Die Unternehmer klagten, 
daß diese Kostensteigerungen höher lägen als die Produktivitäts-
ratc — und wälzten sie über die Preise ab. Die Inflation ließ die 
Progression des Lohnsteuertarifs,der nicht geändert wurde, auto- 
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matisch wirksam werden. Dadurch stiegen die Staatseinnahmen 
erheblich, was die Reformen der Regierungszeit Brandts finan-
zierte. 

Es tobte der Kampf um mehr Geld. Zunächst waren es deutsche 
Facharbeiter, die streikten (September 1969), später auch Auslän-
der. Bei Vollbeschäftigung konnte den Streikenden ja nicht allzu 
viel passieren. Von Juni bis September 1973 streikten 120.000 
Arbeiter »wild«, u. a. bei Hoesch (15.000), VW (10.000), Klöckner 
(6.000) und Ford (>Spiegel<, Nr. 36, 1973). Die Raten der Lohn- und 
Preissteigerungen nahmen immer weiter zu. Statistische Indikato-
ren zeigen zwar, daß die Profitrate (Profit im Verhältnis zum 
Nettoprodukt) sanken, aber profitabel war die Sache schon noch, 
und die Absatzerwartungen waren aussichtsreich. Aber die Lage 
der Unternehmer wurde immer schwieriger; der Krankenstand in 
den Betrieben wurde immer höher, immer schneller kamen Förde-
rungen nach Nachbesserung bei den Löhnen. War man im Winter 
1972/73 noch unter der 10%-Marke, so stiegen die Tariflohnerhö-
hungen im Herbst auf 11% (HBV), 12% (Druck) und sogar 15% 
(Textil) - und das bei einer Inflationsrate von etwa 7% (Sachver-
ständigenrat 1973, 1974). 

So verbesserte sich in diesen Jahren die sogenannte Reallohnpo-
sition ganz eindeutig: Jahr für Jahr waren die realen Bruttolöhne 
stärker gestiegen als der Produktivitätszuwachs. Zur Erläuterung: 
steigt beides gleichmäßig, ist eine Lohnerhöhung »verteilungsneu-
tral«, entsteht eine positive Differenz, so verbessert sich die Real-
lohnposition. (Die relative Verbilligung importierter Waren ge-
genüber den exportierten und die Erhöhung der Arbeitgeberan-
teile zur Sozialversicherung haben wir berücksichtigt.) Zwischen 
1969 und 1973 stieg die Reallohnposition um ganze 10%, wodurch 
die Löhne deutlich auf die Profite drückten (Abels hauser 1983, 
Esser 1982). 

Der eben geschilderte Prozeß spielte sich im wesentlichen auch 
in anderen Ländern ab: Fiat wurde ins Defizit getrieben, Chrysler 
im Juli 1973 mehrfach durch Sabotage lahmgelegt, auch Renault 
und Citroen bekamen Schwierigkeiten mit den Arbeitern. Das 
Auseinanderfallen von Brutto- und Nettolöhnen und das Steigen 
der Inflationsraten waren internationale Phänomene. Für deutsche 
Unternehmer wäre Arbeitslosigkeit eine Segnung gewesen. Aber 
woher nehmen? 

Man mußte anfangen, eine Krise zu inszenieren. Deshalb hat die 
Bundesbank innerhalb eines Jahres die Diskont- und Lombardsätze 
nahezu verdoppelt und die Mindestreservesätze um 15% 
erhöht 
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(Etikett: Inflationsbekämpfung). Die Bundesregierung führte be-
reits im Mai 1973 USA. eine 11%ige Investitionssteuer ein 
und setzte die degressive Abschreibung aus (Etikett: 
Stabilitätsprogramm). Das reichte bei weitem noch nicht, war auch 
zu offen-sichtlich hausgemacht und somit durchschaubar. 
An dieser Stelle kam die internationale Entwicklung ins Spiel: 

schon seit längerem drohten die Ölländer des Nahen Ostens an, 
das Öl als Waffe gegen Israel einzusetzen. Mit dem Überfall auf 
Israel im Juni 1973 reduzierten sie die Fördermengen um zunächst 
S%, später um mehr. Saudi-Arabiens Förderung z. B. ging von 
9,1 Mio. Faß pro Monat auf 5,6 Mio. Faß herunter. Gleichzeitig 
erhöhten die Ölländer die Preise, was den Konzernen sehr recht 
war, erhielten sie doch dadurch die Möglichkeit, das teure Alaska-
und Nordseeöl rentabel zu fördern. Die Regierungen der westli-
chen Industrieländer fanden es segensreich, daß die Ölkonzerne die 
Preise an der Zapfsäule stärker erhöhten, als es der Verteuerung 
des Rohöls entsprach. Sie unterstützten diese Strategie propagandi-
stisch:   Sonntagsfahrverbot,   Anwerbe stop  für  Gastarbeiter, 
Drei-Tage-Woche in Großbritannien. Und man konnte argumen-
tieren: »Was Euch an der Tankstelle genommen wird, geht ins 
Ausland,  zu den Scheichs,  Ihr könnt es Euch nicht von den 
Unternehmern zurückholen.« Der Boom war gekappt, eine große 
Rationalisierungswelle initiiert. Innerhalb von 3 Monaten, von 
November 1973 bis Januar 1974, stieg die Arbeitslosenzahl um 
300.000. 

Aus diesem Grunde sprechen wir davon, daß die Lohnkämpfe 
die (ökologisch erfreuliche) Wirkung hatten,die Zeiten des Wachs-
tums zu beenden. Für 1990 rechnet die Bundesanstalt für Arbeit 
mit 4 bis 5 Mio. Arbeitslosen (bei einem Ausländerwanderungs-
saldo von +55 000 pro Jahr und einem durchschnittlichen Wachs-
tum von unter 3%; vgl. Klauder, in: Mertens 1982). 

Stellt man sich unrealistischerweise vor, es käme in Zukunft zu 
Vollbeschäftigung, dann würden die Löhne sofort wieder steigen 
und den Aufschwung abwürgen. Zitieren wir andere: »Wir ver-
muten vielmehr, daß die Bedürfnisse der Arbeitnehmer in den 
unteren Berufsgruppen frustriert werden. Diese Frustration ist der 
eigentliche Grund für steigende Arbeitsunzufriedenheit.« (Paw-
lowsky, Flodell 1984) 

Was vorstellbar, aber im Augenblick nicht abzusehen ist, wäre 
ein Aufschwung ohne Vollbeschäftigung, der von der Ausbeutung 
einer Technologie getragen ist, die für sich selbst verstärkende 
Nachfrage sorgt. Wahrscheinlich ist aber, daß gesamtwirtschaft- 
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lich die Absatzerwartungen mäßig bleiben werden und dadurch 
die Arbeitslosenzahlen eher im oberen Prognosebereich als im 
unteren liegen werden. (Der Exkurs am Ende dieses Abschnittes 
enthält einen Auszug aus dem Buch Inflation and Recession in the 
World Ecouomy des Linkskeynesianers Nicholas Kaldor; dort wird 
die hier angerissene Argumentation vertieft.) 

In unserer Darstellung der Krise stimmen wir mit der operaisti-
schen Position überein, die im Kampf um Anteile am Staatshaus-
halt die Fortsetzung des betrieblichen Kampfes um höhere Löhne 
sieht (Negri 1973). In der Logik dieser Argumentation sind die 
Krise der sozialen Einrichtungen und die ökonomische Krise zwei 
Seiten der gleichen Medaille. Für beide Ausformungen der Krise 
ist das Unbehagen der Menschen an dem kulturellen Zentrum der 
Gesellschaft, der Lohnarbeit also, verantwortlich (so auch Dahren- 

Auch die Unternehmer sehen - und das wird zur Kritik der hier 
vorgetragenen Position angeführt werden - im Lohndruck den 
wesentlichen Grund der Krise. Freilich ziehen wir aus der Erkennt-
nis, daß der Lohn die unabhängige Variable der Akkumulation ist, 
ganz andere Schlüsse als die Unternehmer. Die Dynamik der 
Betriebskämpfe nimmt der Arbeitsgesellschaft die Arbeit. Statt 
dies aber als Erfolg auf dem Weg zur Abschaffung der Lohnarbeit 
zu verbuchen, führt der Vollbeschäftigungsmythos des traditionel-
len gewerkschaftlichen, auf Facharbeiterpositionen fixierten Den-
kens zu einer Einschränkung des Handlungsspielraums, und zwar 
von Noch-Beschäftigten und Arbeitslosen gleichermaßen. 

Mancher schlägt Beschäftigungsprogramme vor, Diese sind (1) 
nutzlos, weil von Investitionen heute geringe Beschäftigungsef-
fekte ausgehen, (2) ökologisch bedenklich und werden (3) wegen 
des zu erwartenden Lohndrucks bzw. der von ihnen ausgehenden 
Inflationswirkung politisch nicht ernsthaft verfolgt. Unter diesen 
Umständen kann man eher durchsetzen, daß der Staat arbeitsloses 
Einkommen zahlt, als daß man Regierung und Arbeitgeber davon 
überzeugen könnte, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

Ein Mindesteinkommen schafft den Druck der industriellen 
Reservearmee nicht ab. Je höher es ist, desto stärker wird es ihn 
allerdings mindern; mit anderen Worten: man kann im Bereich der 
untersten Lohngruppen, bei den miesesten Jobs also, den Druck 
der Arbeitslosigkeit mildern. So könnten die Arbeitslosen leichter 
eine Arbeit ablehnen und die Beschäftigten eher bessere Arbeitsbe-
dingungen durchsetzen. Freiwillige Arbeitslosigkeit wäre möglich. 
Insoweit ist ein Mindesteinkommen auch im Interesse der Beschäf- 

tigung, da es die Konkurrenz mindert. Es kann gerade deswegen 
auch helfen, Arbeitszeitverkürzungen durchzusetzen - zu denen es, 
notabene, nicht im Widerspruch steht. Aber es bleibt festzuhalten: 
lieber zahlen die Unternehmer eine steuerliche Umlage, als daß sie 
Vollbeschäftigung akzeptieren. 

Exkurs: 
Nicholas Kaldor. Jahre der weltweiten Lohnexplosion (1968-71) 

Die Analyse der langen, schleichenden Inflation der Jahre 1953-67 kann 
den plötzlichen Anstieg der Steigerungsraten für Löhne und Preise in 
den Jahren 1968-71 nicht deutlich erklären - Jahre, in denen die Entwick-
lung der Warenpreise, wiewohl aufwärts gerichtet, noch ziemlich mäßig 
war. Aus Gründen, über die man sich noch streitet, nahm die Lohnstei-
gerungsrate in einer Reihe von Industrieländern mehr oder weniger 
gleichzeitig einen plötzlichen Aufschwung; dieser geschah entweder im 
Laufe der Jahre 1968/69 (so in Japan, Frankreich, Belgien und den 
Niederlanden) oder 1969/70 (wie in Deutschland, Italien, der Schweiz 
und in Großbritannien). In den Vereinigten Staaten begann der Prozeß 
früher, war jedoch weitaus bescheidener; der jährliche Anstieg der 
Stundenverdienste in der Industrie hatte zwischen 1967 und 1968 einen 
Höchststand von 6% erreicht, wogegen die jährliche Steigerungsrate der 
Löhne in allen westeuropäischen Ländern und Japan bis 1970 doppelt so 
hohe Zahlen erreicht. 

Es existiert eine Denkrichtung, die das alles einer vom Vietnamkrieg 
verursachten Nachfrageinflation in den USA zuschreibt, welche durch 
internationale Preise oder durch den Druck der Nachfrage aufgrund 
einseitiger Zahlungsbilanzüberschüsse (als Gegenstück zu den wachsen-
den US-Defiziten) mit anderen Ländern in Verbindung stand', aber diese 
Erklärung scheint mir aus mehreren Gründen nicht plausibel zu sein. 
Erstens ist es schwierig, den internationalen Preisanstieg auf die interne 
Inflation der Vereinigten Staaten zurückführen zu wollen, eben weil 
Lohnentwicklung und Preissteigerung in den USA bescheidener ausfielen 
als in Europa oder Japan. Zweitens, weil die Behauptung, daß das 
amerikanische Zahlungsbilanzdefizit zusätzlichen Nachfragedruck in an-
deren Industrieländern erzeugt, impliziert, daß der Nachfragedruck in 
diesen Ländern zu jener Zeit wuchs und die Lohnexplosion als Konse-
quenz gestiegener Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt betrachtet werden 
könne. Während das in einigen Ländern durchaus der Fall gewesen sein 
mag, war es in anderen Ländern eindeutig nicht der Fall. Es würde 
beispielsweise sehr schwierig sein, die britische Lohnexplosion von 
1969/70 mit zusätzlichem Nachfragedruck erklären zu wollen, denn sie 
trat in einer Zeit auf, als es eine relativ hohe Unterbeschäftigung gab und 
die Wirtschaft auf eine Rezession zusteuerte, wie sich im Laufe des Jahres 
1970 zeigte.2 
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Ich finde eine alternative Erklärung, die von der OECD und anderen 
vorgebracht wird3, plausibler. Danach liegt die grundlegende Ursache in 
der gewachsenen Militanz der Gewerkschaften, die hauptsächlich her-
vorgerufen ist von den stark gestiegenen Abzügen für die Einkommen-
steuer und die Sozialversicherung4. Diese Hypothese läßt noch unge-
klärt, warum sich die Lohnexplosion ausgerechnet zu diesem bestimm-
ten Zeitpunkt ergab und nicht schon früher (wo doch der Trend, daß ein 
größerer Teil des Einkommens für Steuern und Versicherungen abgezo-
gen wird, schon länger als ein Jahrzehnt voranschritt), und läßt ferner 
offen, warum die Explosion der Löhne in so vielen verschiedenen 
Ländern eine mehr oder weniger simultane Erscheinung gewesen ist. Für 
all dies gibt es nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand keine voll 
befriedigende Erklärung – genauso wenig wie für die sozialen Kräfte, die 
mit zeitlicher Parallelität die Studentenrevolten von 1968 zunächst in 
Amerika und dann in ganz Europa auslösten, oder für die Welle von 
Revolutionen im Februar und März des Jahres 1848. In all diesen Fällen 
gab es eine lang schwelende Verstimmung und Unzufriedenheit, und die 
Eruption breitete sich schnell auf andere Länder aus, wenn sie erst einmal 
in einem angefangen hatte. 

3. Zur Funktionsweise eines Mindesteinkommens 

Wie könnte das Mindesteinkommen konkret aussehen? Erhält 
jeder die Zahlung? Wie wird ein Arbeitseinkommen berücksich-
tigt? Welche Kosten sind mit den Varianten verbunden? Welche 
Vor- und Nachteile haben sie? 

Prinzipiell sind zwei Formen garantierten Einkommens zu un-
terscheiden: 
1) Die Sozialdividende. Sie ist als Bruttorechnung aufzufassen. 

Jede Person  erhält am  ersten  eines  Monats  einen  gewissen 
Geldbetrag vom Finanzamt überwiesen. Es ist nötig, zu ihrer 
Finanzierung Steuern zu erhöhen. Jeder erhält also den Garantie- 
satz,  aber ob er netto einen Vorteil gegenüber dem jetzigen 
Zustand hat, hängt davon ab, wie er von den nötigen Steuerer- 
höhungen getroffen wird. 

2) Die negative Einkommensteuer. Sie ist als Nettorechnung auf- 
zufassen. Nur derjenige erhält etwas, dessen persönliches Ein- 
kommen entsprechend gering ist. 

 

Anmerkungen 

Der Auszug stammt aus: Nicholas Kaldor, Inflation mid Recession in the 
World Economy, in: Economic Journal, Bd. 86, Dezember 1376, wieder 
abgedruckt in: Nicholas Kaldor, Further Essays on Economic Theory (Volume 
5), New York 1978, S. 214-230, hier: S. 223-225. 

1. Vgl.: William Nordhaus,  The Worldwide Wage Explosion, in: >Brook- 
ings Papers on Economic Acitivity*, No. 3, 1972. 

2. Eine detaillierte Analyse findet man bei John Williamson und Geoffrey 
Wood,   The Britisch  Inflation;  Indigenous or Imported?,  in:  
»American 
Economic Review«, September 1970, 520-531. 

3. Vgl.  z. B. Jackson,  Turner and Wilkinson,  Do  Trade Unions Causa 
Inflation?, D. A. E. Occasional Paper, Cambridge, 1972. 

4. Wie die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung (OECD) ausgeführt hat, gibt es einen steten Rückgang des 
Anteils des privat finanzierten Konsums am gesamten Konsum in allen 
wichtigen OECD-Ländern  zwischen   1955  und   1969,  mit steigender 
Tendenz seit 1966/67. (Siehe: Expediteure Trends in O.E.C.D. Countries 
196o-8o, O.E.C.D., July 1972, Schaubilder B und E und Tafel 12.) 
Dies 
wird  teilweise  mit  höheren öffentlichen  Ausgaben  für Güter und 
Dienstleistungen erklärt, aber hauptsächlich durch gestiegene Sozial 
transfers, die eine Erweiterung der Sozialversicherung und des Wohl- 
fahrtssystems widerspiegeln. 
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Negative Einkommensteuer 

Man unterscheidet zwischen Arbeitseinkommen, negativer und 
positiver Steuer und dem verfügbaren Einkommen. Mit Arbeits-
einkommen ist das Entgelt für Lohnarbeit gemeint, mit negativer 
Steuer die Zahlung des Staates und mit positiver Steuer eine 
Zahlung an den Staat, entsprechend der bisherigen Lohn- und 
Einkommensteuer. Das verfügbare Einkommen wird sich bei 
niedrigem Einkommen aus Arbeitseinkommen zuzüglich negati-
ver Steuer zusammensetzen, bei höherem Einkommen wie bisher 
aus Arbeitseinkommen abzüglich positiver Steuer. Bei einem Ar-
beitseinkommen von Null wird ein Mindesteinkommen garan-
tiert. Die Höhe der staatlichen Zahlung nimmt mit zunehmendem 
Arbeitseinkommen kontinuierlich ab, wie wir es im folgenden an 
einem fiktiven Beispiel illustrieren wollen. In diesem gehen wir 
von 800 DM Mindesteinkommen aus und zeigen für einige Ein-
kommenshöhen, wie hoch die negative Steuer ist. 

Fall 1: 
Arbeitseinkommen 0 
Negative Steuer: 800 
Verfügbares Einkommen:       800 
Diese 800 DM stellen das Mindesteinkommen dar. 
 
 
 29 



Fall 2: 
Arbeitseinkommen: 400 
Negative Steuer: 600 
Verfügbares Einkommen:     1000 
Bei diesem Arbeitseinkommen verringert sich die staatliche Zah-
lung, und zwar um weniger als die Höhe des Arbeitseinkommens. 
So auch im nächsten Fall. 

Fall 3: 
Arbeitseinkommen: 800 
Negative Steuer: 400 
Verfügbares Einkommen: 1200 

Fall 4: 
Bei dieser Einkommenshöhe werden weder negative Steuern ge 
zahlt noch entsteht eine Steuerschuld: 
Arbeitseinkommen: 1600 
Negative Steuer: 0 
Verfügbares Einkommen: 1600 

Fall 5:  
Arbeitseinkommen: 2000 
Positive Steuer: -200 
Verfügbares Einkommen: 1800 

Fall 6:  
Arbeitseinkommen: 2400 
Positive Steuer: -400 
Verfügbares Einkommen: 2000 

Die Höhe der negativen Steuer berechnet man jeweils, indem man 
vom Mindesteinkommenssatz einen gewissen Prozentsatz des Ar-
beitseinkommens abzieht. In den obigen Beispielen beträgt dieser 
Prozentsatz 50%; so haben wir etwa im Fall 2 (Arbeitseinkommen 
400) 50% des Arbeitseinkommens, also 200, vom Mindesteinkom-
men (800) abgezogen und erhielten so 600 als negative Steuer. 
Dieser Prozentsatz heißt negativer Steuersatz. Das läßt sich auch 
graphisch darstellen (siehe Abb. 1: S. 32). 

Sozialdividende 

Die Sozialdividende erhält dagegen jeder Staatsbürger, unabhängig 
von seinem Einkommen. Dadurch wird sie zunächst einmal teuer; 
das Volumen, das umverteilt werden muß, ist sehr groß. Zu ihrer 
Finanzierung muß man also Steuern erhöhen, insbesondere wohl 
die Lohn- und Einkommenssteuer. Im Prinzip ist vorstellbar, daß 
man Arbeitseinkommen mit 50% besteuert. Dann lassen sich 
Sozialdividende, Arbeitseinkommen, positive Steuer und verfüg-
bares Einkommen graphisch wie in Abb. 2 (S. 33) darstellen. 

Das Ergebnis ist offensichtlich das gleiche wie im Falle der 
negativen Einkommensteuer. Das gilt zunächst für ledige Steuer-
zahler. Interessanter ist der Vergleich im Falle von Verheirateten. 
Ein Ehepaar (zur Vereinfachung kinderlos) hat ja den doppelten 
Anspruch auf die Sozialdividende, mithin beispielsweise auf zwei-
mal 800 DM. Dieser Betrag, den Mann und Frau auf getrennten 
Konten erhalten könnten, muß irgendwo weggesteuert werden, im 
wesentlichen beim Verdiener (man kann ihn teilweise durch Erhö-
hung der Mehrwertsteuer aufbringen). Das Ehepaar zusammen stellt 
sich bei gleicher Höhe der Parameter (Mindesteinkommen bzw. 
Sozialdividende, Steuersätze) finanziell genauso gut wie im Falle der 
negativen Einkommensteuer. Ob es eine Aufgabe des Staates ist, die 
innerfamiliäre Umverteilung vorzunehmen, sei dahingestellt. 

Höhe der Parameter: Mindesteinkommen und Steuersatz 

Wie hängen nun Mindesteinkommenshöhe, Steuersatz und Finan-
zierungskosten zusammen? Betrachten wir dies am Beispiel der 
negativen Einkommensteuer. Bei dieser verringert sich die staatli-
che Zahlung bei zunehmenden Arbeitseinkommen, und zwar nach 
dem sogenannten negativen Steuersatz (t). Wenn dieser z. B. 50% 
beträgt, werden 50% des Arbeitseinkommens von dem Mindest-
eirikommensbetrag abgezogen und nur der Rest ausgezahlt. Wie 
man nachrechnen kann, ergibt sich die Höhe des Arbeitseinkom-
mens, bei dem keine Zahlung mehr erfolgt, indem man vom 
Mindesteinkommen (G) das 1/tfache berechnet (1/tG). Ist nun t 50%, so 
ist 1/t = 1/0,5 = 2, weshalb bei einem Mindesteinkommen von, sagen 
wir, 1.000 und einem negativen Steuersatz von 50% das 
Arbeitseinkommen, bei dem man keine Transferzahlung mehr 
erhält, bei 1/0,5x1.000 = 2000 liegt. Dieses Arbeitseinkommen be-
zeichnet man als kritisches Einkommen (breakeven income), un- 
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Verfügbares 
Einkommen, 
positive und nega-
tive Steuer und 
Arbeitseinkommen 

Abb.1: Negative Einkommensteuer 
Arbeitseinkommen, negative Steuer, 
positive Steuer und verfügbares 
Einkommen im Falle eines Mindest-
einkommens von DM 800,-, eines 
negativen Steuersatzes von 50% und 
eines positiven Steuersatzes von 50%. 

Verfügbares 
Einkommen, 
Sozialdividende, 
Arbeitseinkom
men, positive 
Steuer 

Abb. 2: Sozialdividende 
Arbeitseinkommen, Sozialdividende, 
positive Steuer und verfügbares 
Einkommen im Falle einer Sozial-
dividende von DM 800.— und eines 
positiven Steuersatzes von 50%. 

 

 



terhalb dessen es also negative Steuern gibt, oberhalb dessen 
positive Steuern gezahlt werden müssen. Wenn man das Mindest-
einkommen und den negativen Steuersatz festgelegt hat, ergibt 
sich also zwangsläufig das kritische Einkommen. Da ein 50%iger 
Steuersatz vom Zuverdienten unterm Strich nur die Hälfte übrig-
läßt, könnte man nun einen geringeren vorschlagen, z. B. 20%. Bei 
einem solchen Steuersatz ist jedoch das kritische Einkommen 
immer 5mal so hoch wie das Mindesteinkommen, Das führt zu der 
Konsequenz, daß ein hohes Mindesteinkommen, kombiniert mit 
einem niedrigen Steuersatz, die ganze Reform gigantisch teuer 
macht. Ein Mindesteinkommen von z. B. 800 DM bei einem 
negativen Steuersatz von 20% würde ergeben, daß das kritische 
Einkommen bei 4.000 DM liegt, somit erst von da an Steuern 
gezahlt würden, und daß alle Verdiener mit einem Einkommen 
unter 4.000 DM etwas vom Staat erhielten {der Vollständigkeit 
halber sei bemerkt, daß auch variable Steuersätze möglich wären, 
was die Problematik aber nur unwesentlich ändert). 

Wenn wir für das Arbeitseinkommen Ya schreiben und für das 
verfügbare Einkommen Yv, können wir folgende Formel für die 
Berechnung des verfügbaren Einkommens aufstellen: 

Yv = G - tYa + Y, = G + (1 -t) Ba 

Übrigens gibt es beim bundesdeutschen Arbeitslosengeld und bei 
der Arbeitslosenhilfe eine verwandte Regelung, nach der zusätzli-
ches Einkommen nur zu 50% angerechnet wird. 

Durch die Zahlung eines garantierten Mindesteinkommens und 
die Anhebung des Lohnsteuerfreibetrages auf 1600 DM pro Monat 
kommt es zu erheblichen Verteilungswirkungen zugunsten der 
Wenigerverdienenden. Dieser Steuerausfall würde sich darin aus-
drücken, daß etwa die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung keine 
Lohnsteuer mehr zahlt. 

Auf der politischen Bühne wären zu bestimmen: 
1. Der Bezieherkreis 

Wie erwähnt unterscheiden sich negative Einkommensteuer und 
Sozialdividende vor allem hierin. Darüber hinaus ist die negative 
Einkommensteuer prinzipiell auf bestimmte Empfängerkreise 
einschränkbar, wie dies auch in den USA diskutiert bzw. realisiert 
worden ist (siehe nächster Abschnitt). Eine solche Einschrän-
kung kann im Zuge der Einführung einer negativen Einkom-
mensteuer sinnvoll sein. 
 

2. Die Höhe des Mindesteinkommens 
Wir orientieren uns daran, was die Leistungen der Sozialhilfe 
heute in etwa wert sind. Wenn man Regelsatz, Wohngeld/ 
Mietübernahme, einmalige Leistungen und Krankenversiche-
rung (»passive Einkommen«) addiert, so erhält man einen Lei-
stungsumfang von 700-800 DM monatlich. So gesehen verbie-
ten sich niedrigere Vorschläge oder solche, bei denen die Ar-
beitsfähigen weniger erhalten würden (wie z. B. in Ex-Präsident 
Carters two-track-System; vgl. Sugarman 1982). Ferner ist die 
Frage zu klären, wie weitere Familienmitglieder zu berücksichti-
gen sind. Beispielsweise könnte man vorschlagen: jeder Er-
wachsene (gleich ob Mann oder Frau) erhält 600 DM, jedes Kind 
300 DM (oder: das erste Kind mehr, die folgenden weniger) und 
jeder Haushalt erhält zusätzlich 200 DM. Die negative Steuer 
soll - wie bisher die positive Einkommensteuer - an der Person 
des Steuerzahlers (bzw. dessen Familie) orientiert sein. Insofern 
erhielten Ledige grundsätzlich den vollen Satz; wir reden nicht 
Schnüffeleien das Wort, mit denen überprüft werden soll, ob 
eine Wohngemeinschaft vorliegt und einigen Mitgliedern der 
Betrag abzuziehen sei. Wohngemeinschaften sind zudem steuer-
lich von marginaler Bedeutung. 

3. Der negative bzw. positive Steuersatz 
Es sei bemerkt, daß die Höhe des positiven Steuersatzes voll-
kommen unabhängig von der Höhe des negativen Steuersatzes 
ist. In unserem obigen Beispiel haben wir nur der Einfachheit 
halber 50% unterstellt. Man beachte, daß dies ein Grenzsteuer-
satz ist (= anzuwendender Steuersatz auf der letzten hinzuver-
dienten Mark). Der Durchschnittssteuersatz ist z. B. im Fall des 
Arbeitseinkommens von 2.400 lediglich 400/2.400 = 16,7%. Zur  

Zeit werden 2.400,- pro Monat mit 382,- entsprechend 15,9% be- 
steuert (kinderlose Ledige). 

Man könnte nun argumentieren, daß bei einem garantierten Min-
desteinkommen mit einem Federstrich das Einkommen von Mil-
lionen Menschen verringert werden kann. Nun, dazu ist die Büro-
kratie auch jetzt in der Lage. Bloß ist bei einem garantierten 
Einkommen eine Kürzung für alle Bezieher sofort offensichtlich, 
während man zur Zeit die Opfer einer Kürzung vorzüglich teilen 
kann und mal bei der einen Gruppe, mal bei der anderen ein paar 
Prozent kürzt. Insofern wird durch ein Mindesteinkommen die 
Macht des Zentralstaates nicht unbedingt gestärkt. 
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Was sind die wesentlichen Unterschiede zwischen negativer 
Einkommensteuer und der bestehenden Sozialhilfe? Wir beziehen 
uns hier auf die sog. »Hilfe zum Lebensunterhalt«, die ein Einkom-
mensschwacher heute erhalten kann (»Stütze«), nicht auf die »Hilfe 
in besonderen Lebenslagen«, die u. a. für Pflegefälle sorgen soll. 
Die Unterschiede zwischen Sozialhilfe bzw. Arbeitslosenhilfe und 
negativer Einkommensteuer sind im wesentlichen; jeder 
Steuerpflichtige erhält die Zahlung, wenn sein Einkommen 
entsprechend gering ist - unabhängig davon, ob er arbeitswillig ist 
und unabhängig vom Einkommen der Verwandten (dies ist auch 
der entscheidende Gegensatz zur Arbeitslosenhilfe); das 
Gesamteinkommen des Empfängers steigt erheblich, falls er eine 
gering bezahlte Arbeit annimmt; der Übergang von Be-
schäftigung zu Arbeitslosigkeit wird fließender gestaltet. 

Um die unterschiedlichen Varianten eines garantierten Mindest-
einkommens und die Höhe der Parameter klarer diskutieren zu 
können, haben wir bisher die Vorschläge von ihrem historischen 
Kontext getrennt. Dieser wird im folgenden dargestellt. 

4. Zur Geschichte des garantierten Mindesteinkommens 

Zur Zeit der sich entwickelnden industriellen Revolution gab es in 
weiten Teilen Englands zwischen 1795 und 1834 das Speenham-
land-Systcm. Es garantierte ein am ßrotpreis orientiertes Mindest-
einkommen. In dieser Zeit war die von den Einhegungen (enclo-
sure movements) des Landes beraubte und verarmte Landbevölke-
rung gezwungen, jede Arbeit zu jedem auch noch so niedrigen 
Lohn anzunehmen (elisabethanische Gesetze). War der Lohn unter 
dem garantierten Minimum, so wurde die Differenz aus öffentli-
cher Kasse zugeschossen. Damit war das Einkommen des Armen 
immer gleich hoch, unabhängig davon, ob er arbeitete oder nicht. 

Das Speenhamland-System setzte einen Schlußstrich unter die 
Brotpreisunruhen während des ganzen 18.Jahrhunderts, in denen 
die Armen ihr Recht auf erschwingliches Brotgetreide - das 
Hauptnahrungsmittel jener Zeit - einklagten und damit den auf 
dem materialistischen Prinzip beruhenden gesellschaftlichen Kon-
sens verteidigten (Thompson 1980). 

Für die aufstrebende Klasse der Fabrikanten wirkte das System 
wie ein Lohnzuschuß: die Arbeitskosten sanken und die Nachfrage 
nach Arbeitskräften stieg. Dies war der erste Schritt zur Herausbil- 
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dung des für den Kapitalismus notwendigen Arbeitsmarktes. Den 
Kapitalisten war es zur Zeit des Speenhamland-Systems jedoch 
nicht möglich, die Arbeitsmoral aufrechtzuerhalten, und die Ar-
beitsproduktivität sank auf das Niveau der Arbeitshäuser (Polanyi 
1978). Trotzdem bestand der Haupteffekt darin, die Landbevölke-
rung prinzipiell an Fabrikarbeit zu gewöhnen. Nach dieser Ge-
wöhnungsphase wurde das System wegen der morbiden Arbeits-
moral und aufgrund wachsenden Einflusses des Bürgertums von 
den Poor Laws (Armengesetze von 1834) abgelöst, die nur noch 
Behinderten eine dürftige Unterstützung gewährten. Damit war 
der Arbeitsmarkt vollends etabliert. Auf die demoralisierende Wir-
kung des Systems wiesen Wirtschaftsliberale im letzten Jahrhun-
dert fortwährend hin; deswegen sind wohl auch heutige Vor-
schläge für ein garantiertes Einkommen immer mit einem Anreiz-
mechanismus verbunden: jener, der arbeitet, soll materiell 
bessergestellt sein. 

Sozialdividende 

Die Sozialdividende wurde erstmals von Lady Rhys-Williams 
während des Zweiten Weltkriegs in England vorgeschlagen (social 
dividend tax; 1942). Man nahm an, daß sie trotz ihrer administrati-
ven Einfachheit sehr teuer würde, weil alle Ehefrauen, die während 
des Krieges gearbeitet hatten, sie als Hausfrauen beziehen würden. 
In Indien hatte man die Sozialdividende im Rahmen einer Steu-
erreform erwogen, bei der eine Ausgabensteuer eingeführt wurde, 
die den Konsum der Reichen besteuern sollte, damit diese mehr 
investieren. Deren Aufkommen wollte man wieder auszahlen. Die 
Steuer ließ jedoch reichlich Schlupflöcher, so daß ihr Ertrag sehr 
gering war und man sie einige Zeit später abschaffte. Damit blieb 
die Sozialdividende in der Schublade (Kaldor 1964). 

Bürgergeld 

Auch in der BRD gab es einen Vorschlag zur Sozialdividende, und 
zwar unter dem Titel Staatsbürgergeld (Engels u.a. 1968, 1975). 
Jeder Erwachsene sollte einen gewissen Betrag erhalten, jedes Kind 
etwas weniger, dazu sollte noch ein gewisser Satz pro Haushalt 
kommen. Zur Finanzierung schlug Engels (CDU) vor, sämtliche (!) 
Einkommen aus selbständiger und unselbständiger Arbeit, insbe- 
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sondere auch aus Vermögen, zu besteuern, mithin vor allem 
Unternehmen stärker zu belasten sowie Bezieher von Zinsen. 
Insgesamt sollte der Staat viel mehr einnehmen, aber auch viel 
mehr wieder auszahlen. In einer Modellrechnung für 1970 kam 
man bei einem Bürgergeld von 3000,- DM pro Erwachsenem und 
Jahr auf 190 Milliarden DM, die dafür notwendig gewesen wären. 
Dafür hätte man sämtliche Einkommen und Vermögenszuwächse 
(das ist bedeutend mehr, als heute steuerlich erfaßt wird) mit 40% 
besteuern müssen. 

Bemerkenswert an diesem Vorschlag ist, daß nach ihm der 
durchschnittliche Steuerzahler so viel Einkommensteuer zahlen 
würde, wie er an Bürgergeld bekäme (vgl. auch die Diskussion 
von: Schneider 1974, Mitschke 1975, Metze 1975, Frank und 
Klanberg 1976, Mitschke 1978, Engels 1981, Mitschke 1985). 

Negative Einkommensteuer 

Vor dem Hintergrund zerfallender Arbeitsmoral, steigender 
Löhne, hoher Arbeitslosigkeit, sozialer Unruhen und des Vietnam-
krieges unterzeichneten 1968 über 1000 Ökonomen eine Resolu-
tion an den US-amerikanischen Kongreß (US-Congress 1968). 
Zukünftige Systeme sozialer Sicherung sollten sich demzufolge an 
vier Grundsätzen orientieren; 

1. Zahlungen sind jedem zu gewähren, dessen Einkommen zu 
gering ist, und nicht mehr nur denjenigen, die ein bestimmtes 
Kriterium erfüllen, wie etwa, daß sie alt sind oder Kriegsvetera-
nen oder alleinerziehende Mütter. 

2. Bemessungsgrundlage der Zahlung ist die Größe und Zusam-
mensetzung der Familie bzw. des Haushalts. 

3. Die öffentliche Hilfe erfolgt in Geld und nicht in Sachleistungen 
(wie Lebensmittelgutscheine, verbilligte Mieten, freie Kranken-
versorgung — >medicaid<). 

4. Arbeitseinkommen wird nicht voll von der Transferzahlung 
abgezogen,   sondern  nur teilweise,   um  einen  ökonomischen 
Anreiz zur Arbeit zu schaffen. 

Die Idee der negativen Einkommensteuer geht zurück auf den 
berüchtigten Monetaristen Milton Friedman, der sie seit 1956 
propagiert  (zu  Friedmans  Anhängern zählen  Pinochet,  Begin, 
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Thatcher und Reagan). Der Begriff hat sich in der finanzwissen-
schaftlichen Terminologie entwickelt, in der staatliche Transfers 
an die Bürger als negativer Ast des Steuersystems aufgefaßt wer-
den (Friedman 1962). Worum es sich bei der negativen Einkom-
mensteuer im Geiste Friedmans handelt, macht ein anderer dafür 
vorgeschlagener Begriff deutlich: man solle sie incentive-income-
plan nennen (Samuelson 1976). >Incentive< ist ebenfalls ein Begriff 
aus der Steuerlehre und meint hier den Anreiz zur Arbeit, den eine 
Steuer angeblich regulieren könne. Bekannt ist die Behauptung, 
daß hohe Einkommensteuersätze die incentives zur Arbeit verrin-
gern würden, da der Staat so viel wegsteuere, daß sich Leistung 
nicht mehr lohne. 

Aus statistischen Untersuchungen hatte man erfahren, daß es 
unter den Armen auch solche gibt, die trotz Arbeit wenig verdie-
nen, und gerade deren Fähigkeit, mehr zu verdienen (earnings 
capacity), sollte durch die negative Einkommensteuer erhöht wer-
den (Garfinkel, Haveman 1977). Damit war gemeint, daß sie 
Gelegenheit bekommen sollten, sich einen besseren Job zu suchen 
oder eine Ausbildung zu machen, um so in die Gesellschaft einge-
bunden zu bleiben bzw. eingebunden zu werden. 

Zu dieser Armut in den Städten kam es im wesentlichen durch 
die Technisierung- der Landwirtschaft. Seit 1940 wanderten 
20 Mio. Menschen aus agrarischen Regionen, vornehmlich im 
Süden, in die großen Städte des Nordens; der Hauptschub fiel in 
die 50er Jahre. Da keine ausreichende soziale und ökonomische 
Integration gelang, explodierten die sozialen Kosten: Polizei, 
Wohlfahrt, Sozialarbeit, Kriminalitäts- und Gesundheitsfürsorge 
etc. wurden immer teurer und führten zur urban crisis, zur Krise 
der Großstädte (Piven, Cloward 1977)- 

Ende der 60er Jahre brachte die Stimmung der Kennedy-Ära 
und das wachsende Selbstbewußtsein den politischen Druck auf 
seinen Höhepunkt. Genau in diesem Moment erarbeitete man die 
konkrete Umsetzung der negativen Einkommensteuer (Tobin 
u. a.).  Verschiedene US-Ökonomen machten sich nun Gedanken, 
wie hoch man Mindesteinkommen und Steuersatz ansetzen 
könnte. Friedman schlug ursprünglich vor, das Mindesteinkom-
men an den steuerlichen Freibeträgen zu orientieren und diesen 
noch etwa 10% für Sonderausgaben zuzuschlagen. Mit diesem 
Betrag würde zwar nicht unbedingt ein kulturelles Minimum 
abgesichert, vielmehr wären die öffentlichen Hände geschont, aber 
immerhin wäre ein Anfang in Richtung eines beschäftigungslosen 
Einkommens gemacht. Obwohl Friedman im Prinzip eher für 
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Privatisierung ist, setzt er sich in puncto Wohlfahrt für staatliche 
Zahlungen ein, und zwar nicht nur, weil er Bettler unansehnlich 
findet, sondern vor allem wegen des monetären Anreizes. Deshalb 
plädiert er für ein System, in dem zusätzlich verdiente Dollar den 
Armen besser stellen. 
Später gab es in den USA aber auch Vorschläge, nicht die 
steuerlichen Freibeträge, sondern die höher liegende »Armuts-
grenze« (poverty line) als Mindesteinkommen zuzubilligen. Diese 
Armutsgrenze berechnet sich folgendermaßen: man geht von der 
statistischen Erkenntnis aus, daß eine durchschnittliche 4köpfige 
US-Familie 1/3 ihres Einkommens für Lebensmittel ausgibt. Nun 
läßt man vom US-Landwirtschaftsministerium berechnen, welcher 
Betrag für Nahrungsmittel unbedingt notwendig ist, und multipli-
ziert diesen mit 3. Das Ergebnis stellt die Armutsgrenze dar, wie 
sie dann auch den Experimenten zugrunde lag. 

Wie dargestellt, macht ein hoher Steuersatz die ganze Reform 
billiger als ein niedriger. Wegen des mangelnden Arbeitsanreizes 
scheiden Steuersätze über 50% nach Meinung aller Ökonomen 
aus, weil dann überhaupt kein zusätzlicher Job mehr gesucht wird 
(es bliebe ja weniger als die Hälfte der Bezahlung übrig). Auch 
50% wird noch für wenig ermutigend gehalten, so z. B. von 
Tobin. Niedrige Steuersätze machen die Reform aber teuer. 

1968 begann die US-Regierung Experimente mit der negativen 
Einkommensteuer; 1969 brachte Nixon einen Gesetzesentwurf ein, 
nach dem Familien, Alleinerziehende mit abhängigen Kindern, 
Alte und Behinderte die Bezugsberechtigung erhalten sollten, 1972 
wurde dieses Gesetz mit nur knapper Mehrheit abgelehnt. Ledig-
lich für Alte, Blinde und Behinderte wurde eine negative Einkom-
mensteuer bewilligt, und zwar mit einem Garantieniveau von 1.600 
Dollar bei einem Steuersatz von 50% und einem Freibetrag von 
720 Dollar, womit das kritische Einkommen auf knapp 4.000 
Dollar festgelegt wurde (Beträge für eine yierköpfige Familie). 
Weitere Experimente wurden beschlossen. 

In diesen Jahren leitete der damalige Gouverneur Kaliforniens, 
Ronald Reagan, eine landesweit beachtete Kampagne gegen die 
»welfare« ein. Nixon prägte die Formel »Workfare statt welfare«, 
im Deutschen etwa »Arbeiten gehen statt Stütze kassieren«. Sein 
demokratischer Gegenspieler McGovern versprach im Präsident-
schaftswahlkampf 1972 die credit income tax, eine Zahlung von 
1.000 Dollar pro Kopf und Jahr, die mit eventueller Steuerschuld 
verrechnet werden sollte (sie sollte also wie die Sozialdividende 
automatisch an jeden gezahlt werden, es sei denn, die Einkommen- 

Steuerschuld wäre zu hoch, in welchem Fall sie wie eine negative 
Steuer verrechnet worden wäre). McGovern verlor. 

Nixon und Ford betrieben eine rezessive Wirtschaftspolitik und 
senkten ferner die Zuschüsse an die Städte, die immer noch 
wachsende Sozialausgaben hatten. Deren Defizite nahmen immer 
weiter zu. Erst die Ölkrise und die anschließende Rezession mach-
ten eine Krisenstimmung möglich, in der die Banken weitere 
Kredite an die Städte verweigerten und so drohten, die Städte 
bankrott gehen zu lassen, so zum Beispiel New York im Jahre 
1975. Fortan hieß es, für soziale Reformen sei kein Geld da und die 
öffentlichen Haushalte müßten ausgeglichen sein. Diese Argumen-
tation ist, wie Reagan mit einem Rekorddefizit von 212 Mrd. 
Dollar (1985) selbst beweist, reine Propaganda. Nichtsdestotrotz 
standen ihr die. städtischen Interessengruppen »hilflos« (so Piven 
und Cloward) gegenüber. 

Damit beendete die Ölkrise die Umverteilung bei den Löhnen 
genauso wie bei den Sozialeinkommen. Die negative Einkommen-
steuer ist also nicht aus ökonomischen Gründen gescheitert, son-
dern aus politischen. 

5. Finanzierbarkeit und Chancen der Durchsetzung 

Die vorgeschlagenen Modelle garantierten Mindesteinkommens 
unterscheiden sich - wie wir gesehen haben - nur unwesentlich. 
Die untersten Einkommensgruppen würden durch ein Mindest-
einkommen vor den ökonomischen Folgen zunehmender Massen-
arbeitslosigkeit geschützt. Strittig dürfte sein, wieweit dieser 
Schutz gehen soll und darf. Schroffe Interessengegensätze werden 
aufeinanderprallen, wenn es um die technische Ausgestaltung der 
Reform gehen wird. Die Vorteile, die das Mindesteinkommen 
bieten kann, dürfen wahrscheinlich nicht viel kosten. Die einen 
werden argumentieren, es sei nicht finanzierbar und das Arbeits-
angebot der Empfänger und Nichtempfänger werde zu stark zu-
rückgehen. Es läßt sich zeigen, daß diese Einwände unerheblich 
sind. Jene, die eine Mindestabsicherung wollen, werden versuchen, 
die Kritik nicht nur auszuräumen, sondern auchdarauf hinweisen, 
daß man den Sozialstaat vortrefflich damit reformieren könne, 
weil der Vorschlag effizienter als die herkömmliche Sozialpolitik 
ist. Unser Interesse geht weiter; wir fragen, ob sich kulturelle 
Beziehungen und politische Handlungsfähigkeit damit stärken ließen.. 
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Deshalb ist folgendes zu bedenken: 
1. Wie kann ein garantiertes Mindesteinkommen den vermeintli-

chen oder tatsächlichen Grenzen (oder auch Gefahren) des So-
zialstaates in finanzieller und politischer Hinsicht Rechnung 
tragen? 

2. Was heißt ökologische Sozialpolitik, wie weit kann unsere Soli-
darität mit staatsinterventionistischen Maßnahmen gehen? 

Unsere Hypothese lautet: In dem Maße, in dem die Menschen 
selbstversorgend und sich gegenseitig helfend ihre Dinge wieder in 
die Hände nehmen, in dem Maße sinkt auch der Versorgungs-, 
Staats- und Sozialbedarf. 

Selbsthilfe kann die Krise der Finanzen und des Sozialstaats lö-
sen - falls dies zuträfe, ginge es darum, die Anknüpfungspunkte 
zwischen ökologischer Sozialpolitik und Reformbereitschaft der 
Systemmanager auszuloten. Es ginge weniger darum, den Argu-
menten mangelnder Finanzierbarkeit und zu großer Arbeitsange-
botsreaktion zu begegnen, als vielmehr darum, Meßkriterien zur 
Beurteilung des Beitrags des »informellen Sektors« (zur Bedeu-
tung der allgemeinen Produktionsbedingungen siehe unseren Arti-
kel in: »Alemantschen«, Nr. 3, 1983) als Input anderer Sektoren 
aufzustellen, d.h. seine Bedeutung und seinen Anteil am Zustande-
kommen der Werteproduktion herauszufinden. Allerdings ist die 
Diskussion um das garantierte Mindesteinkommen so weit noch 
nicht gediehen. Wir setzen uns daher im folgenden mit drei Fragen 
auseinander, die von Kritikern des Mindesteinkommens häufig 
aufgeworfen werden: Wie ist das Mindesteinkommen finanzier-
bar? Wie wirkt es auf das Arbeitsangebot? Wie ist es politisch 
durchsetzbar? (Zur Beantwortung der beiden ersten Fragen stützen 
wir uns auf das empirisch-experimentelle Datenmaterial aus den 
USA.) 

Die Kosten einer negativen Einkommensteuer* 

In  den  USA  wird - so  wie hierzulande - unterschieden  zwi-
schen   beitragspflichtiger   Sozialversicherung   (Social   Insurance) 
• Eine ausführlichere Darstellung der us-amerikanischen sozialen 

Experimente zur negativen Einkommensteuer findet man in 
»Alemantschen« Nr. 3. Die Wirkungen der negativen 
Einkommensteuer wurden geschätzt anhand der Daten der »Seattle 
and Denver Income-Maintenance Experiments« (SIME/DIME). 

 
 

und Transfermaßnahmen des Wohlfahrtssystems (Public Assi-
stance). Nach Danziger et al. (1981, S. 977) stiegen beide Bereiche 
von 1965 (31,5 Mrd. Dollar) auf 300 Mrd. Dollar in 1981, also 
jeweils um den Faktor 9,2. Differenziert man aber, so läßt sich 
feststellen, daß die größte absolute Steigerung (von 24, IBRD. 
Dollar auf 222,1 Mrd. Dollar) im beitragspflichtigen Teil liegt. 
Eine negative Einkommensteuer siedelt sich aber im anderen Teil, 
also den >reinen Transfer« an. Hierunter fällt heute die >Hilfe für 
unvollständige Familien mit abhängigen Kindern* (AFDC), die 1972 
verabschiedete abgestufte Einkommensgarantie für Alte, Behin-
derte und Blinde (SSI), die Veterans Pension, die (schmale) me-
dizinische Versorgung für Sozialhilfeempfänger (Medicaid), das 
Food-Stamp-Program sowie die Mietbeihilfe (Housing Assi-
stance). 

Die Mittelsteigerung für diese Zwecke von 1965 (7,54 Mrd. 
Dollar) bis 1981 (70,8 Mrd. Dollar) ist imposant (920 Prozent). 
Wenn im »reichsten Land der Erde« (vgl. Castel 1980, Holdt 1978) 
aber offiziell der Hungersnotstand ausgerufen werden muß, er-
scheint die verhältnismäßig geringe absolute Steigerung im rech-
ten Licht. Zum Vergleich: im Haushaltsjahr 1983 beträgt das US-
Rüstungsbudget 226 Mrd. Dollar, 

Über die Kosten einer Negativsteuerreform liegen die unter-
schiedlichsten Aussagen und Schätzungen vor, die nach der »mi-
crodata Simulation methodology« berechnet wurden. 

In der Studie von Keeley et al. (1978, S. 22) werden die Nettoko-
sten einer bundesweiten negativen Einkommensteuer betrachtet, 
die das Programm für die Wohlfahrtsmütter und die Lebensmittel-
marken ersetzen soll. Die teuerste Variante (Garantieeinkommen 
= 100% der Armutsgrenze, Steuerrate 50%): Kosten von 30,0 
Mrd. Dollar bei 19,3 Mio. Empfänger»einheiten«. 39% aller 
vollständigen Familien und 73% aller alleinerziehenden Mütter 
würden partizipieren. 

Die billigste Variante (Garantieeinkommen = 50% der Armuts-
grenze, Steuerrate 70%): Ersparnis von 3,9 Mrd. Dollar bei 
3,3 Mio. teilnehmenden Familien. 3% der vollständigen Familien 
und 41% der alleinerziehenden Mütter würden partizipieren. 

Im ersten Fall übersteigen die Programmkosten die Ausgaben 
für die wegfallenden Maßnahmen. Im zweiten Fall unterschreiten 
sie diese. (Die Armutsgrenze wurde 1974 zunächst auf jährlich 
5000 Dollar für eine vierköpfige Familie festgelegt und soll ent-
sprechend der Inflationsrate angepaßt werden; 1985 z.B. 10609 
Dollar.) Eine von Betson, Greenberg und Kasten 1981 simulierte 
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negative Einkommensteuer sollte die Programme »Aid to Families 
with Dependant Children« (AFDC), die nicht bundesstaatlich ver-
waltete und finanzierte »General Assistance< (GA), das »Supplement 
Security Income« (SSI) und die »Food Stamps« zum Einkauf von 
Nahrungsmitteln ersetzen. Sie nehmen an, daß ihr Programm um 
ca. 17,5 Mrd. Dollar teurer sein würde als die dadurch substitu-
ierten Maßnahmen. 

Eine negative Einkommensteuer mit einem Garantieeinkom-
men in Höhe der Armutsgrenze ist also ohne Schwierigkeiten 
finanzierbar. 

Es stellt sich die Frage: Was würde ein garantiertes Mindestein-
kommen in der Bundesrepublik kosten? Die Kosten eines - auch 
für Arbeitsfähige erlangbaren - Minimaleinkommens sind in erster 
Linie von der Höhe des gewährten Garantiebetrages bei Nullein-
kommen und der Höhe der Steuerrate abhängig. Der intendierte 
Grad der Umverteilung wird politisch bestimmt, die Mehrkosten 
der vorgeschlagenen Reform sind somit variabel. Die Mehrkosten 
der  Einkommensgarantie sind ebenfalls  abhängig von der Arbeits- 
angebotsreaktion der Arbeitsplatzbesitzer und Nicht-Besitzer. Den 
Kosten stehen direkte und indirekte Einsparungen gegenüber. 

Zur Veranschaulichung sei angenommen, 6 Millionen Bezieher 
erhielten durchschnittlich 5.000 DM pro Jahr; es entstünden Kosten 
in Höhe von 30 Milliarden DM. Rechnet man mit 8 Mio. Empfän-
gern, die durchschnittlich 7.500 DM erhalten würden, würde das 
jährlich 60 Milliarden kosten. Die Durchschnittszahl erklärt sich 
durch den Abstufungsmechanismus; in den us-Experimenten lag 
die durchschnittliche Zahlungshöhe bei lediglich einem Drittel der 
maximalen. Infolge des gänzlichen Umbaues von Transfer- und 
Steuersystem ist weder die Anzahl der Empfänger noch der Um-
fang der Zahlung pro Empfänger bekannt. Es kann folglich nie-
mand wissen, wieviel eine negative Einkommensteuer tatsächlich 
kosten würde. 

Zu den Bruttokosten einer negativen Einkommensteuer sind die 
Steuerausfälle hinzuzurechnen, die - gemäß unserem Beispiel -
eine erhebliche Anhebung der Steuerfreibeträge von (1984) 6.126 
DM (incl. Werbungskostenpauschale etc.) auf 19.200 DM bei der 
Lohn- und Einkommensteuer mit sich brächte. Deren Aufkom-
men betrug 1984 etwa 170 Mrd. DM. Davon entstammen ca. 40-
50 Mrd. der Besteuerung des Einkommens in der Proportional-
zone, in der der Grenzsteuersatz 22% beträgt. Dieses Steuerauf-
kommen würde größtenteils ausfallen, wenn die Besteuerung erst 
ab 19.200 DM einsetzen und nicht durch andere Steuereinnahmen 

kompensiert würde. Dieser Ausfall wäre erheblich zu verringern, 
wenn man die Steuersätze der höheren Einkommen anheben 
würde. Selbst wenn die Grenzsteuersätze dann 40 bis 50 Prozent 
betragen würden, wäre dies problemlos möglich, berücksichtigt 
man die gleichzeitig sinkenden Durchschnittssteuersätze. 

Den Kosten einer negativen Einkommensteuer von 60 bis 
100 Mrd. DM stehen Einsparungen gegenüber. Die Deckung der 
Kosten erfolgte zunächst durch teilweise oder völlige Streichung 
bisheriger Programme wie Sozialhilfe (laufende Hilfe zum Lebens-
unterhalt), Arbeitslosenhilfe und anderes, was in der Tabelle auf 
S. 46 unter I rubriziert ist. Die zu ersetzenden Leistungen und 
auslaufenden Programme belaufen sich immerhin auf 36 Mrd. 
DM, also auf mehr als ein Drittel des Finanzierungsbedarfs eines 
garantierten Mindesteinkommens. 

Der einfachste Vorschlag, die Nettokosten einer negativen Ein-
kommensteuer zu finanzieren, sieht vor, von Jahr zu Jahr neu 
festzulegen, wieviel man ausgeben wolle und danach die Parameter 
eines Mindesteinkommens festzulegen (vgl. Rolph, in: Reckten-
wald 1969). Das ist durchaus praktikabel, den sozialen Problemen 
allerdings kaum adäquat. Bei Transferzahlungen in Höhe von 30 
bis 60 Mrd. DM abzüglich Einsparungen in Höhe von beispiels-
weise 36 Mrd. zuzüglich den Kosten des Steuerausfalls in Höhe 
von 50 Mrd. DM ergeben sich Kosten von 44 bis 74 Mrd. DM. Die 
Nettokosten dürften geringer sein, wenn man das zu versteuernde 
Einkommen oberhalb des break-even-Punktes mit einem höheren 
Grenzsteuersatz besteuert. Von daher formulieren wir wie bereits 
oben: die Nettokosten eines garantierten Mindesteinkommens in 
der Form der negativen Einkommensteuer dürften sich auf je bis 70 
Milliarden DM beziffern. Wir sind so frei, dafür Einsparungen in 
den Rubriken II bis V der Tabelle vorzuschlagen, die sich auf 
insgesamt 85 Mrd. DM belaufen könnten. Der Rüstungsetat wird, 
weniger aus inhaltlichen denn aus politischen Gründen, nicht 
zuerst herangezogen; ganz ausgespart soll er nicht werden. 
Streichung der Ausgaben für Großprojekte wie Rhein-Main-
Donau-Kanal, Wiederaufarbeitung, Schneller Brüter und Wegfall 
von Subventionen zur Arbeitsplatzgarantie hätten u.E. gute 
Aussichten, von weiten Kreisen der Bevölkerung akzeptiert zu 
werden. Nach den Steuerreformplänen der Bundesregierung 
sollen Besserverdienende 25 Mrd. DM weniger Steuern bezahlen. 
Dieser Steuerausfall wäre bei den Ärmeren besser aufgehoben. 

Kosten und Nutzen öffentlicher Ausgaben lassen sich relativ 
problemlos abwägen, solange sie einen vom Markt bewerteten 
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  Preis haben. Die >hard facts< sind: Reduzierung des Verwaltungs-
aufwands durch Straffung und Vereinheitlichung eines integrierten 
Steuer- und Transfersystems, durchschnittliche Transfersumme je 
Empfänger bzw. Verbesserung der individuellen Verdienstmög-
lichkeiten und dergleichen. Zu berücksichtigen wären aber auch 
die monetär nicht bewertbaren Nutzen, die sogenannten »intangi-
blen Nutzen«. Die Beurteilung dieser Nutzen ist nach Effizienzkri-
terien kaum möglich, denn die Bemessung erfolgt üblicherweise 
im Wege der Budgetbestimmung, und das heißt: auf politischem 
Wege (vgl. Musgrave 1978, Bd. 1, S.206). Welche Argumente 
könnten diesem politischen Prozeß förderlich sein? 

Erst eine Gesamtbewertung ergibt ein sinnvolles Bild der Vor-
und Nachteile eines garantierten Mindesteinkommens. Unserer 
eingangs geäußerten Hypothese gemäß sinkt der Versorgungs-, 
Staats- und Sozialbedarf längerfristig infolge der positiven gesell-
schafts- und wirtschaftspolitischen Effekte des Mindesteinkom-
mens (das würde mancher nennen: »zukunftsorientierte Wirt-
schaftsförderung«). Es ist somit sozialer, gerechter, durchschauba-
rer und fördert die soziale Infrastruktur im ökologischen und 
kulturellen Sinn. 

Man könnte drei Nutzenebenen unterscheiden:  
(a) gesamtwirtschaftliche Nutzen: Förderung der allgemeinen 

Produktionsbedingungen und Reduzierung sozialer Kosten der Pro-
duktion, gerechtere Verteilung der Verdienstmöglichkeiten, ge-
ringeres Maß von Stigmatisierung des sozialen Netzes und höhere 
Inanspruchnahme zustehender Leistungen, Stärkung von Mobili-tät, 
Flexibilität und Soziabilität (jeweils allerdings in ökologischer 
Diktion, etwa: Instandsetzung verlassener Ländereien, Entstädte-
rung, gegenseitige Hilfe etc.), Teilfinanzierung von Eigenarbeit und 
-initiative, Förderung eines innovativen Klimas, Förderung anderer, 
betriebsübergreifender Qualifikationen, die dem zukünftigen 
häuslichen und außerhäuslichen Leben gerecht werden. Bei der 
Förderung eines innovativen Klimas denken wir etwa an 
Garagenbastler, die Erfindungen beisteuern können, die in Hierar-
chien kaum entwickelt worden wären, von diesen dann aber 
übernommen werden. Anzeichen dafür finden sich in der Compu-
terbranche (vgl. Bell, Myrland 1983). 

(b) einzelwirtschaftliche Nutzen: Verminderung betrieblicher 
Konflikte aufgrund gestiegener Arbeitsplatzzufriedenheit wegen 
des fließenden Übergangs von Arbeit und Freizeit, Rückgriffs-
möglichkeit auf das gesamte Arbeitsvermögen, vermehrte Nach-
frage nach langlebigen Konsumgütern und vermehrter privater 
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Wohnungsbau, den Erfordernissen entsprechend qualifiziertes 
Mitarbeiterpotential, Einkommenssicherung in der Landwirtschaft 
zur Verringerung umweltschädigenden Produktionsdrucks. 

(c) ökologische Effekte: weitestgehende Förderung von Selbst-
hilfe und Selbstversorgung zur Entstaatlichung, Entkommerziali-
sierung, Entschulung und Entökonomisierung der Gesellschaft -
durch private und kollektive Erbringung vormals verstaatlichter, 
vergesellschafteter Hilfsdienste (»kleine Netze«, Pflege zu Hause 
zur Entlastung der Krankenhausmaschinerie und der Sozialversi-
cherungen), Arten- und Naturschutz, biologischer Landbau (vgl. 
Gerhardt 1985). 

Derartige Nutzen sind monetär schwerlich meßbar. Ihre Dar-
stellung soll den Vorschlag eines garantierten Mindesteinkom-
mens aus der sozialpolitischen Ecke holen. Hypothetisch ließe sich 
sagen: ein garantiertes Mindesteinkommen kann Tätigkeiten un-
terstützen, die sinnvollerweise nicht monetär erfaßt werden oder 
monetär gar nicht erfaßbar sind und die unter heutigen Bedingun-
gen vernachlässigt werden, aber in einer «sozialen Buchhaltung« 
(Ansätze hierzu in: Juster/Land 1981, Leontief 1982, Haegerstrand 
1976, Matzner 1982, Jaeger 1979) ihren Niederschlag finden soll-
ten; Kosten-Nutzen-Analysen greifen hingegen zu kurz. 

Arbeitsangebotsreaktion im Test 

Neben dem Argument, ein garantiertes Mindesteinkommen sei 
nicht finanzierbar, steht seiner Verwirklichung die Befürchtung 
entgegen, es komme zu exorbitanten Verhaltensänderungen der 
Steuerzahler und Leistungsempfänger, das heißt in erster Linie: 
viele würden weniger arbeiten oder das Arbeiten gar ganz aufge-
ben. Diese Einwände sind vor allem ein Ausdruck von Men-
schenverachtung. 

Die Angst, ein garantiertes Mindesteinkommen würde die Lei-
stungsbereitschaft wesentlicher Bevölkerungskreise unterminie-
ren, ist nicht einfach nur typisch deutsch. Die protestantische 
Arbeitsmoral, die »Religion der Arbeit«, ist ein Charakteristikum, 
vielleicht sogar die Voraussetzung des Prozessesder Industrialisie-
rung; es handelt sich um eine Religion, die weit entfernt ist von 
sinnstiftender Religiosität - Fleiß, Sparsamkeit und Disziplin ver-
mochten jedoch, das Zwischenmenschliche im Sinne von Waren-
beziehungen zu konditionieren. Eine - wenn auch trügerische - 

Hoffnung der Arbeitsreligionen war die Annahme, wenigstens das 
soziale Problem der Armut könnte mit steigendem materiellem 
gesellschaftlichem Wohlstand gelöst werden, da sich die Indivi-
duen durch Erwerbsarbeit reproduzierten, d. h. in »Lohn und 
Brot« stünden. So ist es nicht gekommen. 

Etwas ausführlicher als bereits im vorhergehenden Abschnitt 
werden wir uns hier mit den sozialen Experimenten zur negativen 
Einkommensteuer in den USA befassen, die gegen Ende der 60er 
Jahre begannen und bis in die 70er Jahre fortdauerten. Das Ergeb-
nis vorwegnehmend läßt sich sagen: selbst dann, wenn die Trans-
fers an die Löhne der unteren Lohngruppen heranreichten, würde 
sich die Arbeitsmoral noch als recht stabil erweisen, denn die 
Unzufriedenheit mit der Arbeit entstammt in erster Linie unzurei-
chenden Arbeitsbedingungen und dem Bedürfnis nach sinnvoller 
Tätigkeit. Materielles Kalkül ist demnach oft nur der Ausdruck der 
Abneigung gegen die bestehenden Formen von Arbeit (obwohl die 
Entlohnung auch aus objektiven Gründen unzureichend ist). 

Über 100 Mio. US-Dollar gab man für die sozialen Experimente 
mit der negativen Einkommensteuer in verschiedenen Städten und 
ländlichen Regionen aus; es handelte sich um folgende Tests: 

Das »New Jersey Graduated Work Incentive Experiment« {1968-
1972), an dem 1350 vorwiegend vollständige Familien in meh-
reren Städten New Jerseys und Pennsylvanias teilnahmen. Die 
Kontroll- und die Experimentiergruppe waren ungefähr gleich 
stark {Programmkosten 25 Mio. Dollar). 

Das »Rural Income-Maintenance Experiment« in Iowa und North 
Carolina mit vollständigen Familien und Wohlfahrtsmüttern in 
der Zeit von 1969 bis 1973; 830 Familien incl. Kontrollfamilien 
nahmen teil. 

Das »Gary Income-Maintenance Experiment«, ausgerichtet für 
schwarze Familien und Wohlfahrtsmütter zwischen 1970 und 
1974 {1800 Familien). 

Die »Seattle and Denver Income-Maintenance Experiments« 
(SIME/DIME) (1970-1976), deren Kosten sich auf 70 Mio. Dollar 
beliefen, an denen 4800 Familien teilnahmen und in die bis zur 
Veröffentlichung der Ergebnisse 1980 200 Wissenschaftler, In-
terviewer und Verwaltungsbeamte involviert waren. Diese Un-
tersuchung war die aufwendigste und hatte keine sozialarbeite-
rischen bzw. arbeitsberatenden Begleitprogramme (Otten 1977, 
S. 82). 
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Primärer Untersuchungsgegenstand war die Arbeitsangebotsreak-
tion der Empfänger im Vergleich zu Kontrollgruppen, welche nur 
herkömmliche Sozialleistungen erhielten - wobei unterschiedliche 
Kombinationen von Garantiebetrag und Steuerrate, d. h. differen-
zierte Ausgestaltungen der negativen Einkommensteuer getestet 
wurden. 

Arbeitsangebot wird hierbei gemäß der neoklassischen Haus-
haltstheorie definiert als Änderung der individuell von Lohnab-
hängigen angebotenen Arbeitsleistung gemessen in abgeleisteten 
Arbeitsstunden zu einem bestimmten Lohnsatz, wobei freie Präfe-
renzwahl zwischen den in Geldeinheiten bewerteten »Gütern« 
Arbeitszeit und Freizeit angenommen wird (diese Wahlfreiheit ist 
übrigens nur bei Gewährung eines wirklich existenzsichernden 
Minimums gegeben). Trotz aller berechtigten Kritik an der Konsi-
stenz der Neoklassik als solcher gehen wir davon aus, daß sich die 
Verminderung der geleisteten Arbeitsstunden infolge der Zahlung 
eines garantierten Einkommens repräsentativ überprüfen läßt. (Es 
ist hier nicht der Raum, die Methodik der sozialen Experimente in 
einer der Sache angemessenen Weise zu kritisieren, dennoch sei 
angemerkt: der Arbeitsmarkt, dem die Person sich gegenübersieht, 
ist keineswegs so homogen, wie dies die Neoklassik annimmt; er 
ist vielfältig segmentiert. Es herrschen unterschiedliche technische 
Standards, Einkommenshöhen, angebotene und nachgefragte 
Qualifikationen, Machtkonstellationen etc.) 

Zwar wird die Veränderung des gesamtgesellschaftlichen Ar-
beitsangebots von den Kritikern der neoklassischen Theorie län-
gerfristig primär demographischen und soziokulturellen Faktoren 
zugeschrieben (vgl. Appelbaum 1982), dies braucht jedoch keinen 
Einfluß auf die Aussagefähigkeit der experimentellen Ergebnisse 
zu haben, da man nachweisen müßte, daß sich in dem hier unter-
suchten Arbeitsmarktsegment niedrig bezahlter Jobs bzw. bei den 
Testpersonen im Vergleich zur Kontrollgruppe signifikante so-
zialpsychologische Störgrößen eingeschlichen hätten. 

Zielgruppen einer negativen Einkommensteuer sind die Bevöl-
kerungskreise mit niedrigem und überhaupt keinem Einkommen, 
Unter den Niedrigverdienern (working poor) gibt es viele, die das 
ganze Jahr hindurch arbeiten - bis zu 2.000 Stunden - und trotzdem 
nur ein Arbeitseinkommen in Höhe der Armutsgrenze (poverty 
line) haben. Diese wird jährlich neu festgelegt und betrug zur Zeit 
der Seattle- und Denver-Experimente etwa 5.000 Dollar für eine 
vierköpfige Familie im Jahr. Weil sie so niedrig liegt, müssen bei 
schwarzen wie bei weißen Armen die Ehefrauen mit verdienen. 

 

In die Experimentiergruppen nahm man deshalb Familien mit 
einem Einkommen bis 150% der Armutsgrenze auf. Von Zahlun-
gen unterhalb dieser Grenze läßt sich schwerlich leben und von 
einem Einkommen in Höhe dieser Grenze offenbar nur, wenn 
andere Familienmitglieder zuverdienen. Auf dieser Folie sind die 
dargestellten Zahlen zu verstehen. Sie beziehen sich auf die Ar-
beitsangebotsreaktionen in den Experimentiergruppen, sind also 
nicht aus einer bundesweiten Simulation, in die alle Einkommens-
gruppen einbezogen wären. 

Die Erwerbsquote der verheirateten und der alleinerziehenden 
Frauen ist, obzwar historisch im Steigen begriffen, erheblich gerin-
ger als die der Männer. Sie ist in solchen Familien besonders 
niedrig, die am meisten auf das Geld angewiesen wären. Das kann 
nur mit niedriger Qualifikation und geringen Arbeitsmarktchan-
cen erklärt werden. Den Frauen fällt traditionellerweise die Rolle 
der Hausfrau und Mutter zu. Das macht sich in den Untersu-
chungsergebnissen auf zweierlei Weise bemerkbar: zum einen sind 
verheiratete Frauen in den Familien, in denen sich der Mann um 
Geld kümmert, bei Erhalt negativer Einkommensteuer weniger 
erwerbstätig. Die hohe prozentmäßige Reduzierung von jährlich 
22% entspricht einer absoluten Zahl von 263 Arbeitsstunden auf 
dem Arbeitsmarkt (ausgehend von 1.195 Arbeitsstunden, die von 
der Kontrollgruppe absolviert wurden). Je mehr der Mann ver-
dient, desto seltener wird die Frau aus ökonomischer Notwendigkeit 
heraus einer Lohnarbeit nachgehen. Sie wird entweder dann arbei-
ten, wenn es sich finanziell lohnt, oder dann, wenn sie angenehme 
Arbeitsbedingungen vorfindet. Für die ökonomische Analyse ist es 
vorrangig, das Arbeitsangebot der ganzen Familie zu begutachten, 
da man davon ausgeht, daß die einzelnen Familienangehörigen 
gerade so viel arbeiten, wie die Familie zum Lebensunterhalt 
braucht. 

Anders gelagert ist das Problem bei den sogenannten Wohl-
fahrtsmüttem, die naturgemäß wegen der Verantwortung für die 
Kinder eine höhere finanzielle Belastung tragen (von anderen 
Belastungen abgesehen). Folglich liegt die Verminderung um 11% 
zwischen der von Ehefrauen und der von Ehemännern. Arbeiteten 
sie vorher 1.600 Arbeitsstunden im Betrieb, so nunmehr durch-
schnittlich 1.424. 

Diesen Frauen gilt auch hierzulande ein vermehrtes Interesse, 
weil die amtliche Bedürftigkeitsprüfung sehr teuer ist und somit 
der Wille der öffentlichen Hand, diese Programme zu reformieren, 
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sehr groß sein muß. Im übrigen haben wir keine Stimme in der 
Literatur gefunden, die für eine höhere Erwerbsquote der Mütter 
argumentiert. Im Gegenteil plädieren die Autoren für die Unter-
stützung der alleinerziehenden Mütter unter Berufung auf deren 
für die Gesellschaft wichtige Aufgabe als Erzieherinnen. 

Schlußfolgerungen 

Danziger u. a. (1981) vergleichen u. a. die Arbeitsangebotsreaktio-
nen von bestehenden Programmen und von Reformkonzepten, 
letztere auf der Grundlage der Seattle- und Denver-Experimente. 
Verschiedene Autoren haben versucht, die gewonnenen experi-
mentellen Daten auf die US-bundesstaatliche Ebene zu übertragen. 
Gegenüber einem simulierten - also fiktiven - Zustand bar jegli-
cher Transferprogramme reduziert das herkömmliche Welfare-
System das Arbeitsangebot demnach um jährlich 4,8 Prozent der 
sonst angeblich möglichen Arbeitsstunden. Eine Negativsteuer-
Reform würde ihrer Meinung nach diese fiktive Reduktion noch 
um ein Prozent maximal erweitern. So übel schneidet die negative 
Einkommensteuer also nicht ab. 

Man kam zu dem Schluß, daß die Sache trotz aller Einwände 
praktikabel sein könnte, und sich die zusätzlichen Kosten in ver-
tretbaren Grenzen halten würden (bei Streichung entsprechender 
Wohlfahrtsprogramme zusätzlich bis 30 Mrd. Dollar pro Jahr je 
nach Ausgestaltung, aber ohne Berücksichtigung der indirekten 
Effizienzgewinne wie Verwaltungseinsparungen, Verbesserung 
der Verdienstmöglichkeiten, Reduzierung der Kriminalitätsrate 
etc.). 

Die starre Sicht auf eine prozentuale Arbeitsangebotsverminde-
rung erfaßt aus mehreren Gründen nicht das Wesentliche: 

1. Zunächst gilt: die experimentell überprüfte Reaktion auf be- 
schäftigungsloses Einkommen war geringer,  als dies vorher 
mittels Modellrechnungen zu belegen versucht wurde. 

2. Die   Arbeitsangebotsreaktion  ist   steuerbar  durch   geschickte 
Kombination von Garantiebetrag und Steuerrate, obgleich eine 
Feinsteuerung   über   Arbeitsanreize   aufgrund   gesamtgesell- 
schaftlicher Prozesse kaum gelingen wird. 

3. Zahlt man wenig, sind die Leistungsempfänger gezwungen, 
mehr zu arbeiten, d. h. auf dem Arbeitsmarkt gegeneinander zu 
konkurrieren; die Sozialprogramme würden dabei vordergrün- 

dig »billiger«. Schlechte Beschäftigungschancen zusammen mit 
niedrigen Sozialeinkommen schmälern den intendierten »Wohl-
fahrtseffekt« der Programme. Beim Entwurf sozialpolitischer 
Maßnahmen muß deshalb zwischen der Kosten- und Zieleffi-
zienz abgewogen werden. 

4. entscheidend ist das Verhältnis von Transferhöhe zum 
durch- 
schnittlichen relevanten Arbeitseinkommen. Denkbar ist, daß 
höhere Arbeitsangebotsverminderungen nur über Lohnsteige-
tungen abzufedern wären, um ein ausreichend großes Mitarbei-
terpotential zu erhalten. Die »Nachfrager« von Arbeitskräften 
werden eine solche Entwicklung politisch jedoch kaum zulas-
sen, obgleich dies für die Staatsfinanzen günstig wäre. 

5. Würde der Staat die verfügbaren Einkommen der unteren Lohn-
gruppen durch eine Mindesteinkommenspolitik spürbar verbes-
sern, dann dürfte das für die Wirtschaft insgesamt nicht von 
Nachteil sein, weil dies Produktivitätsfortschritte induziert. 

Ein Vorschlag in diesem Sinn scheint uns der von monatlich 800 
DM pro Person zu sein, über den sich politisch verhandeln ließe. 

Ideen zur politischen Durchsetzbarkeit 

Es stellt sich nun die Frage, wie ein beschäftigungsunabhängiges, 
aber einkommensabhängiges Minimaleinkommen politisch zu rea-
lisieren sein wird. Vergegenwärtigen wir uns kurz die politische 
Situation im Jahre 1986. Seit 1973 dauert die ökonomische Krise 
an. Es gelang, sowohl die Löhne als auch die Sozialeinkommen im 
Zaum zu halten. Die Umverteilungserfolge der frühen 70er Jahre 
gehören der Vergangenheit an. Die Zahl der von Krisenfolgen 
Betroffenen ist gestiegen, die Ausgaben für Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe sind zwar auch gestiegen, aber nicht 
in dem Umfang, wie es für die Existenzsicherung Einzelner erfor-
derlich gewesen wäre. Wirtschaftspolitisch wird immer noch und 
auf absehbare Zeit ein »Antiinflationskurs« gefahren, der verhin-
dern soll, daß die Bevölkerungsmehrheit durchsetzen kann, wor-
auf sie »Anspruch« hätte. Ein kurzer Blick in Statistiken verrät: es 
ist eine Umverteilung zugunsten der Selbständigen im Gange und 
einigen Branchen geht es ausgezeichnet. Trotzdem ist die Kam-
pagne des Sozialabbaus unter der Parole »Finanzkrise des Staates« 
immer noch und zudem erfolgreich im Gange. Die SPD tönt zwar 
in Sonntagsreden von beschäftigungspolitischen Investitionen, in 
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Wirklichkeit würde sie es aber wohl kaum anders machen als die 
an der Macht befindliche Koalition. 

Vielleicht ist man der Ansicht, geringeres Wirtschaftswachstum 
sei ökologisch sogar erwünscht, weil somit der Zerstörungsgrad 
wenigstens graduell geringer wäre als in jenen Jahren der Rekord-
wachstumsraten. Daß in der Tat alles anders ist als noch vor einer 
Dekade, verrät ein Blick nach Frankreich, wo die Linksregierung 
vor dieselben Probleme gestellt war. 

Die Gründe für diesen Wandel sind natürlich vielfältig. Einen 
zweifellos wichtigen nennt Theunissen: »die Letztorientierung am 
Wert« habe »um die Mitte der siebziger Jahre zu zerfallen begon-
nen« (Theunissen 1982, S.41). Bislang diente diese Letztorientie-
rung als Substitut von Sinn, nun scheint auch das nicht mehr zu 
funktionieren. Bei unserem Reform Vorschlag, der auf die Einfüh-
rung eines garantierten Mindesteinkommens zielt, geht es darum, 
Wege auf der Suche nach Sinn ökonomisch abzusichern. Doch ist ein 
Mindesteinkommen auch durchsetzbar? Wir denkenja und wollen 
das in fünf Abschnitten - die zugegebenermaßen nicht frei von 
Spekulation sind - erläutern. 

1. Effizienz 
Warum eine negative Einkommensteuer? Das garantierte Mindest-
einkommen vom Typ der negativen Einkommensteuer ist günsti-
ger als die herkömmlichen sozialpolitischen Regelungen, weil es 
dem Zustand der Gesellschaft Rechnung trägt: die kostenmäßigen 
Vorteile werden sich langfristig bemerkbar machen, indem der 
Staatsbedarf sinkt. Einstweilen ist der Sozialstaat unverzichtbar, er 
ist jedoch reformierbar. Nach einem längerfristigen Transforma-
tionsprozeß mag es denkbar sein, daß die staatliche Regelung des 
Sozialen überflüssig geworden sein wird. 

Zur Effizienz tragen die oben erörterten Vorteile bei - wie 
innovative Effekte, Sicherung der allgemeinen Produktionsbedin-
gungen u. a. 

Weil es vergesellschaftete Hilfe entbürokratisieren würde, ist es 
einleuchtend, ein garantiertes Mindesteinkommen zu fordern. Das 
dürfte vielen sehr willkommen sein, die unter der Verwaltungs-
willkür leiden. 

2. Konsens 
a) Die Zwangsehe von Lohn und Leistung. Zumindest im Subsi-
stenzbereich läßt sich ein Zusammenhang von individueller Arbeit 

und individuellem Einkommen arbeitsmarktpolitisch nicht mehr 
plausibel begründen. Deshalb sollte diese Zwangsehe offiziell auf-
gekündigt werden. Begründen läßt sich dies durch die Realität von 
Armut bei gleichzeitig (relativ) gesunden öffentlichen Kassen. Es 
sind nämlich in erster Linie subjektive Gründe ohne absolute 
Grenzen, die gegen konsumtive Verwendungszwecke öffentlicher 
Mittel sprechen. Der Vorteil des garantierten Mindesteinkommens 
ist, daß Steuererhöhungen und vermehrte Kreditaufnahme nicht 
vonnöten sind - trotz des zu erwartenden Mehrbedarfs der Re-
form. 

b) Das Problem der Festlegung eines sozialkulturellen Mini-
mums. Armen Leuten sollte ein subsistenzsicherndes Einkommen 
gewährt werden. Dieses sollte als ein Bruchteil des Durchschnitts-
einkommens bemessen sein. 

c) Der politische Krisenzyklus. Selbst solchen Vorschlägen, eine 
negative Einkommensteuer auf unterstem Niveau in Höhe des 
Sozialhilfesatzes zuzugestehen, ist nicht vollends abzusprechen, 
daß damit eine Art gesellschaftlicher Konsens gesucht wird. Die 
konservativen Regierungen scheuen sich in der Tat, die ganz harte 
Konfrontation zu provozieren, es gibt durchaus ernstzunehmende 
Anzeichen für einen »rechten Reformismus«. 

Kalecki hat hervorgehoben: Es gibt eine politische Steuerung des 
Krisenzyklus, d. h. Regierungen schwanken - mit dem Wählervo-
tum liebäugelnd - zwischen dem Volkswohl und dem angenom-
menen Wohl der Wirtschaft. Wenn die Bevölkerung einmal gese-
hen und gemerkt hat, wie brüchig die Sachzwang-Ideologie ist, 
wird sie das Mögliche fordern. 

d) Konzessionen ermöglichen den Regierenden sozialen Frie-
den. Monetäre Befriedungen sind nicht eine besonders hinterlistige 
Maßnahme, sondern vor allem ein Erfolg. »Gewichtige Anzeichen 
deuten daraufhin, daß die öffentlichen Aufgaben und ihre Finan-
zierung zu einem Hauptkampffeld gesellschaftspolitischer Ausein-
andersetzungen werden.« (Matzner 1978) 

3. Politischer Druck - die Frage der Bündnispartner Politischer 
Druck ist eine entscheidende Variable des politischen Prozesses. 
Im Falle des Mindesteinkommens kann dieser Druck durch die 
Einsprüche der Arbeitsplatzbesitzer (Steuerzahler) hervorgerufen 
werden, die psychologische Hemmschwellen gegen 
Staatsausgaben haben und meinen, »die Arbeitslosen sollten es 
einmal mit Arbeit probieren«, oder von jenen, die potentielle 
Empfänger eines solchen Rechts auf Lebensunterhalt sind (Arbeits- 
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lose,  Sozialhilfeempfänger, in Ausbildung Befindliche, Jobber, 
Mitarbeiter in Alternativprojekten etc.). 

Worum es den »Stabilisatoren des Systems« geht, dürfte dies 
sein: kurzfristig geringe Kosten, Verminderung des Anspruchs-
denkens (anderer). Der Wachstumsfraktion mag durchaus am 
sozialen Frieden gelegen sein. Positive externe Effekte machen sich 
jedoch erst langfristig bemerkbar. Es gilt deshalb, auf diese fort-
während aufmerksam zu machen, um die schräge Sicht, man lebe 
parasitär aus dem Mehrwert, zu erschüttern. Langfristige positive 
Effekte werden inzwischen auch von Systemmanagern gesehen: 
»In der Tä'tigkeitsgesellschaft hat es wenig Sinn, die Staatseinnah-
men weitgehend vom Arbeitseinkommen abhängig zu machen. 
Noch weniger Sinn aber hat es, das Einkommen des Einzelnen, 
einschließlich der Soziallcistungen, von Berufsarbeit abhängig zu 
machen. Da sträuben sich vielen die Haare: Soll es noch mehr 
Menschen geben, die von der Arbeit anderer leben? Aber die 
Alternative ist kaum weniger erfreulich. Sie führt zur Zweiklassen-
gesellschaft, in der immer weniger Arbeitende immer mehr zahlen, 
damit immer mehr Nichtarbeitende versorgt werden können. Auf 
der Einnahmeseite liegen die Möglichkeiten des Wandels auf der 
Hand. Sie bestehen aus einer Kombination von indirekten und 
produktionsbezogenen Steuern. Die Organisation der Verteilungs-
seite liegt indes sehr viel weniger auf der Hand. Fast unausweich-
lich fuhrt jede Überlegung zu dem Gedanken eines Minimalein-
kommens, das auf die eine oder andere Weise garantiert sein muß.« 
(Dahrendorf 1983, S. 99) 

Es sind bei der Frage eines Mindesteinkommens Mitstreiterkon-
stellationen, Koalitionen und Bündnisse vorstellbar, die der beste-
henden Parteienlandschaft diametral entgegenstehen. Außerge-
wöhnlich ist das keineswegs, ist es doch nur die Konsequenz aus 
der Krise des Sozialstaats. Sicherlich stimmt zunächst: die Zahlun-
gen an die Armen sind in ihren Schwankungen und in der Höhe 
abhängig vom politischen Widerstand der Unterprivilegicrten (Pi-
ven/Cloward 1977). Die Konfliktlinie dürfte quer zum parlamen-
tarischen Rechts-Links-Schema verlaufen. Unklar ist, wo sich die 
gewerkschaftliche (Rest-)Arbeiterbewegung einfinden wird. 

Die Argumente sozialer Veränderung sind nunmehr auf parla-
mentarischer und außerparlamentarischer Ebene vertreten. Es 
scheint aber z. Z. ungewiß, ob die Grünen eine wirtschaftspoliti-
sche Initiative »Garantiertes Mindesteinkommen« aufgreifen und 
vertreten werden. Für die Sozialpolitik haben sie ein Rentenmodell 
entwickelt, das eine staatlich garantierte Mindestrente mit einer 

 
 

obligatorischen Zusatzrente verbindet »Sozialpolitik aktuell«, 1/ 
1984). Die Zusatzrente könnte aus dem Beitrag des Versicherten 
bezahlt werden, die Grundrente würde aus Steuermitteln aufge-
bracht. Der Arbeitgeberanteil zur Rentenversicherung soll entfal-
len und durch eine geeignete steuerliche Umlage ersetzt werden. 
Manche in der FDP diskutieren ähnliches (Pabst 1983), da man 
Anfang des nächsten Jahrhunderts die Renten senken muß, und 
zwar weil die Zahl der Beitragszahler im Verhältnis zur Zahl der 
Rentenempfänger abnimmt und man die Versicherungsbeiträge 
nicht auf 36% erhöhen kann. Wenn die Generation der heute 20-
und 30jährigen schon nicht die Renten bekommen wird, die man 
ihnen heute vorgaukelt, dann sollte eine Rentensenkung wenig-
stens mit einer Mindestrente einhergehen (vgl. Frankfurter Rund-
schau, 23. 3. 1984, S. 5). 

4. Das Verhältnis zur Arbeit 
a) Das garantierte Mindesteinkommen könnte die Situation der 
Beschäftigten in den Betrieben und die Situation derer außerhalb 
des Erwerbslebens, aber vor allem die Situation solcher verbessern, 
die sich nicht für die eine oder andere Kulturorientierung entschei-
den mögen oder können, sondern eher Teillösungen suchen — es 
handelt sich heute immerhin schon um beinahe die Hälfte aller 
Erwerbstätigen, die sich flexiblere Arbeitszeiten und -Verhältnisse 
wünschen. Damit sich die vor allem finanziell prekäre Lage bes-
sern kann - diese ist ja bisher der Hemmschuh flexiblerer Regelun-
gen -, sollte das Risiko, keinen Arbeitsplatz zu finden, abgesichert 
sein. 

Einer Vermutung Reiths zufolge bietet sich die negative Ein-
kommensteuer hervorragend zur Überbrückung der zeitlichen 
Lücken zwischen den konkreten Vermittlungsofferten bei Zeitar-
beitsverhältnissen an. Ein Teil der Beschäftigten ist oft weniger als 
ein halbes Jahr vermittelt. Da dies durchaus subjektive Ursachen 
haben kann, wäre ein garantiertes Mindesteinkommen ein geeig-
netes Instrument, um Wertewandel und Arbeitsmarktdifferenzie-
rung sozialpolitisch abzufedern (Reith 1983). 

b) Das Verhältnis zur Arbeit bemißt sich auch daran, zu wel-
chen sozialen Auswirkungen technischen Wandels es kommen 
wird. Daß es durchaus ein Wechselverhältnis zwischen sozialem 
Umfeld, sozialem Hintergrund und Technikeinsatz geben kann, 
hat Dostal (1982) am Beispiel der Mikroelektronik beschrieben 
und damit bestätigt, was Marx schon früher behauptete: dieser war 
nämlich keineswegs der Ansicht, wie ihm fälschlicherweise unter- 
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Stellt wird, Technik sei wertneutral, nur die Anwendung durch die 
Kapitalistenklasse sei schädlich. 

Jüngsten industriesoziologischen Untersuchungen zufolge ist 
eine Tendenz zur Reintegration von Qualifikationen und zur Er-
weiterung von Dispositionsspielräumen festzustellen. Es wird ver-
sucht, das gesamte Arbeitsvermögen der Beschäftigten im Pro-
duktionsprozeß zu nutzen. Die Unternehmer gingen pfleglicher 
mit ihren Beschäftigten um (auch in Betrieben, die vorher Kulmi-
nationspunkte sozialer Konflikte gewesen sind). Zunächst gelten 
diese vorläufigen Ergebnisse nur für den Fertigungsbereich (vgl. 
Kern/Schumann 1984), aber derartige Tendenzen sind auch im 
Bereich technischer Angestellter erkennbar (Hoß u. a. 1983). Wenn 
sich diese Tendenzen durchsetzen würden, begänne ein Stück 
Selbstverwirklichung schon im Betrieb und nicht außerhalb im 
Bereich der »Freizeit«. Und dann müßten die »Rest«-Beschäftigten 
nicht befürchten, die »hedonistischen« Empfänger garantierten 
Einkommens würden auf ihre Kosten und Gesundheit leben. 

c) Der Einfluß des garantierten Mindesteinkommens auf die 
Arbeitsverhältnisse in Alternativprojekten.   Die  Personenförde- 
rung des garantierten Einkommens würde vielen Alternativpro- 
jekten weiterhelfen, ein humaneres Innenverhältnis und ein ökono- 
misch stabileres Außenverhältnis zu entwickeln, da es verringerten 
Anpassungsdruck an die Marktgesetze bedeuten würde. 

d) Ausbildung und Beruf. Das garantierte Mindesteinkommen 
kann zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten 
und zur Entwicklung >anderer< häuslicher sowie außerhäuslicher 
Fähigkeiten beitragen. 

Das alles sind Ansatzpunkte, ein neues Verhältnis zu Tätigkeiten 
und Beruf zu erlangen. 

5. Politikbegriff und Handlungsfähigkeit 
Uns liegt nichts an einer - wie auch immer gearteten - Politik »mit 
denen da oben, für die da unten«. Emanzipation bedarf der autono-
men Handlungsfähigkeit der Menge, wobei unsere Handlungsfä-
higkeit das Ursprüngliche, Bestimmende ist; erst wo die Hand-
lungsfähigkeit der Menge aufhört, beginnt der Bereich der politi-
schen Macht; Macht ist ein Residuum. In diesem Sinne gilt es, die 
soziokulturellen Bedingungen zu fördern, u. a. mit einem garan-
tierten Mindesteinkommen. Das ist etwas anderes, als ein von 
einer Avantgarde für richtig befundenes Verhalten durchzusetzen. 
Die Grundlagen dieser politischen Handlungsfähigkeit sind gerade 
nicht - wie es der Verelendungstheorie entspräche - in der Situa- 
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tion des Hungers, des Elends oder einer erzwungenen Askese zu 
suchen. In dieser Position keinen Bruch mit dem sozialistischen 
Politikbegriff und dem entsprechenden Gesellschaftsmodel] zu 
sehen, wonach die »Partei der Arbeit« das Wohl des Volkes 
organisiert und bewirkt: das wäre Roßtäuscherei. 

Wir wollen die Gesellschaft konstituierenden Institutionen we-
der abschaffen noch optimieren, sondern überwinden. 

6. Wie kommen wir zu sinnvoller Tätigkeit für alle? 

Das Ziel: ökologische Berufspraxis 

Als wir 1983 das erste größere Papier zum Thema Mindestein-
kommen in der Zeitschrift »Alemantschen«, Nr. 3, veröffentlichten, 
war das Mindesteinkommen für uns Mittel zum Zweck, Es sollte 
den Übergang zu einer Lebensweise ohne Lohnarbeit finanzieren 
(Selbstversorgung, Alternativbetriebe), gleichwohl die ökologi-
sche Lebensweise nicht erziehungsdiktatorisch verordnen, sondern 
Wahlfreiheit eröffnen helfen. Damit wurde ein Reformvorschlag 
formuliert, der auf die großen Fragen des Wachstums und der 
Vollbeschäftigung einging. 

Heute beschäftigt uns, daß 2ur Lohnarbeit neben Arbcitsleid und 
Entfremdung auch die Verwirklichung im Beruf, die schöpferische 
Tätigkeit gehört. Dies gilt auf jeden Fall für Reste bzw. Ansätze, 
die zu bewahren und weiterzuentwickeln wären, um zu einer 
ökologisch verantwortbaren Berufstätigkeit kommen zu können. 

Ohne Kenntnis der Entstehungsursachen der Massenarbeitslo-
sigkeit nach 1973 konnte man zu dem Schluß kommen, daß zur 
ökologisch verantwortbaren Entfaltung des Menschen die Vollbe-
schäftigung gehört. Nach verbreiteter Ansicht ist ja im Zustand 
der Vollbeschäftigung jeder in seinem Beruf tätig oder sucht diesen 
zumindest. Wir können uns zwar vorstellen, daß man mit Arbeits-
zeitverkürzung einige tausend Arbeitsplätze schaffen kann, mit 
einem Überstundenverbot noch zusätzlich einige mehr und mit 
einem Beschäftigungsprogramm noch einige weitere. Auch wird 
man mit einem ökologisch orientierten Beschäftigungsprogramm 
einige Schäden reparieren können. Das Ziel der schöpferischen 
Berufstätigkeit eines jeden wird man jedoch nicht erreichen kön-
nen. Das lässt sich zusammenfassend wie folgt begründen. 
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Das Mindesteinkommen als wirtschaftspolitischer Vorschlag 

Wir haben die Arbeitslosigkeit als eine Folge der Vollbeschäfti-
gung analysiert. Es erscheint uns unverantwortlich, von einer 
Rückkehr zu dieser zu reden, ohne gleichzeitig zu erklären, wie die 
Probleme der Arbeitsmoral, der Unzufriedenheit über die Lohn-
höhe und der Fluktuation zu lösen seien. Anders ausgedrückt: wie 
ist mit Kapitalflucht einerseits und Inflation, also der Entwertung 
kleiner Einkommen und Geldvermögen, andererseits umzugehen? 

Wenn man also die Arbeitslosigkeit nicht abschaffen kann, so 
könnte es dennoch möglich sein, den Konkurrenzdruck, den die 
industrielle Reservearmee ausübt, zu mindern. Man müßte der 
Arbeitslosigkeit eine Form geben, die weniger zynisch ist und bei 
der zumindest die ökonomisch Schwächsten an den unbefriedi-
gendsten Arbeitsplätzen - also insbesondere niedrigverdienende 
Frauen - nicht unterhalb des Existenzminimums leben müssen. 
Gerade die »ganz Armen« wurden von den Sparoperationen be-
sonders getroffen. Eine solche Minderung der Drucks muß keine 
Illusion sein, sind doch die Verteilungsverhältnisse der frühen 
sechziger Jahre restauriert, d. h. das Verhältnis von Löhnen zu 
Gewinnen hat sich gegenüber dem Niveau der siebziger Jahre stark 
zugunsten der Gewinne verschoben. Damit ist ein gewisser Spiel-
raum vorhanden. 

Wenn eine Arbeitszeitverkürzung wirksam wäre, so würde sie 
den Druck der Arbeitslosenarmee generell mindern. Demgegen-
über wirkt ein Mindesteinkommen nicht auf alle Segmente des 
Arbeitsmarktes, sondern lediglich bei den unteren Einkommens-
gruppen. Besserverdienende können nur bei entsprechendem Ein-
kommensverzicht das Mindesteinkommen beziehen. Damit kann 
es den Druck der Reservearmee nur partiell verringern. 

Minderung des zynischen Charakters der Arbeitslosigkeit hieße 
vor allem, die familienzerstörende Sippenhaft und die Arbeits-
pflicht nach dem Bundessoziathilfegesetz und dem Arbeitstorde-
rungsgesetz abzuschaffen. Eine solche Reform würde Chancen 
eröffnen und wäre wesentlich leichter zu realisieren als die Be-
schäftigung von 3,5 Millionen Arbeitslosen (registrierte plus Ar-
beitslose aus dem Erwerbspersonenpotential). 

Dennoch sprach Peter Glotz in einer Polemik gegen das Min-
desteinkommen von der Schaffung von Arbeitsplätzen und ver-
suchte so, gegen ein Mindesteinkommen für Arme und Faule zu 
argumentieren. Glotz weiß natürlich, daß es unmöglich ist, 2, 3 
oder 4 Millionen Arbeitsplätze zu  schaffen.   Damit läuft seine 

Politik darauf hinaus, daß die freiwillig und unfreiwillig Arbeitslo-
sen weder Arbeitsplätze noch ein Mindesteinkommen erhalten 
sollen. Zugespitzt ausgedrückt: diejenigen, die nicht in Normalar-
beitsverhältnissen leben, bekommen nichts (ihre Einkommen wur-
den bereits von der sozial-liberalen Koalition gekürzt), aber die 
Männer in den gewerkschaftlich organisierten Kernbelegschaften 
werden geschont. Dagegen Oskar Lafontaine: »Die Forderung 
nach einem garantierten Mindesteinkommen steht und fällt mit 
der Annahme, daß es zukünftig unmöglich sein wird, für jeden 
Arbeitswilligen einen Arbeitsplatz zu schaffen. Wer diese Einschät-
zung nicht teilt, braucht über die Machbarkeit und Modalitäten 
eines garantierten Mindesteinkommens nicht zu diskutieren. Das 
wird nichts an der Tatsache ändern, daß diese Diskussion geführt 
werden muß, da der Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgeht.« (La-
fontaine 1985, S. 111) 

Bei der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung wußte jeder, daß 
es schwer sein dürfte, sie zu realisieren. Dagegen wurde in der 
gesamten Diskussion um das Mindesteinkommen seine Realisier-
barkeit, das heißt die prinzipielle Finanzierbarkeit einer weitrei-
chenden Reform der genannten Gesetze, nie in Frage gestellt. 
Bemerkenswerterweise wurde auch der Teil unserer Argumenta-
tion, nach dem die Rückkehr zur Vollbeschäftigung unzeitgemäß 
und illusionär ist, von sozialdemokratischer, grüner oder gewerk-
schaftlich orientierter Seite nicht kritisiert. Obwohl sie unsere 
Krisenanalysc über weite Strecken teilen, kommen manche zu 
anderen Schlußfolgerungen. So argumentierte z. B. ein Berater 
Präsident Mitterands, Jaques Attali, man müsse die Schlüsselindu-
strien nationalisieren (1981). Das erscheint nach den Erfahrungen 
im sozialistisch regierten Frankreich wenig verlockend. Man 
könnte auch argumentieren, daß bei Vollbeschäftigung eine Ein-
kommenspolitik nötig sei, in der der Staat Obergrenzen der Lohn-
zuwächse festlegt (Kaldor 1985). Leider fehlt in aller Regel in der 
bundesrepublikanischen ökonomischen Diskussion, soweit sie eine 
ökologische Orientierung hat, diese Argumentationstiefe. 

Konsens oder Dissidenz? 

Für Habermas (1985) ist das Mindesteinkommen ein begrüßens-
werter Vorschlag von dissidenten Wachstumskritikern, die eine 
Minderheit darstellen. Diese Charakterisierung könnte den weit-
reichenden Einwand nahelegen, daß das Mindesteinkommen keine 
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soziale Basis habe. Fassen wir deshalb noch einmal zusammen, 
welche Vorteile die Beschäftigten hätten: 
1. Spaltung und Konkurrenz würden gemildert. 
2. Niedrigverdiener, vor allem Frauen - gerade auch in Teilzeitar- 

beitsverhältnissen - wären in einer besseren Position. 
3. Die Verhandlungsposition für Veränderungen der Arbeitsbe- 

dingungen würde sich verbessern, es entstünde ein Druck in 
Richtung.auf eine Reintegration von Tätigkeiten. 

4. Die Lohn- und Einkommensteuer würde, zumindest für die 
weniger verdienende Hälfte der Bevölkerung, gesenkt. 

5. Freiwillige Arbeitslosigkeit zwecks Berufsausbildung oder Kin- 
dererziehung würde erleichtert. 

Das Mindesteinkommen schafft Wahlfreiheit. Gerade deswegen 
wird es wohl so entschieden abgelehnt - genau darin liegt aber 
auch seine wesentliche Stärke. 

Das Mindesteinkommen läßt sich freilich ebenso sozialpolitisch 
begründen, Im links-grün-gewerkschaftlichen Spektrum wurde 
denn auch von den Sozialpolitikern unsere Kritik an den bestehen-
den Gesetzen, wie sie auch von Armengruppen geübt wurde, 
aufgenommen. Dies betrifft in erster Linie die Subsidiarität, also 
die Unterhaltspflicht der Verwandten, und die Arbeitspflicht, zu 
der Zumutbarkeitsregelungen bzw. Tests auf Arbeitswilligkeit 
gehören. Darüber hinaus betrifft dies auch die Forderung nach der 
unbürokratischen Zahlung einer pauschalen Summe. 

Geht man von dieser Argumentation aus, kann man kleine 
Schritte projektieren - wie das Adamy und Steffen vom DGB 
(1985} tun, die im Arbeitsförderungsgesetz eine Mindestsicherung 
einbauen und die Unterhaltspflicht der Verwandten einschränken 
wollen. Etwas weiter gehen die Grünen {Umbau der Industriege-
sellschaft, 1986). Bei der Sozialhilfe soll die Arbeitspflicht wegfal-
len und die Subsidiarität auf Ehegatten und minderjährige Kinder 
beschränkt werden. Bei der Arbeitslosenhilfe soll die Zahlung 
unabhängig vom Einkommen der Eltern, Kinder und Ehegatten 
geleistet werden. Darüber hinaus soll die Arbeitslosenhilfe nicht 
unter ein Minimum fallen; dieses Minimum soll auch derjenige 
erhalten, der keinen Anspruch auf Versicherungsleistungen hat, 
sich aber dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stellt. Die Zahlungen 
sollen eine Höhe von ca. 650 DM (ohne Miete) bzw. 1.000 DM 
{incl. Miete) haben. 

Dieser Reformvorschlag stellt zwar einen Einstieg dar, hält 
jedoch an den Strukturen und Prinzipien der wohlfahrtsstaatlichen 
Absicherung fest. So soll die Trennung in arbeitsfähige und nicht 

arbeitsfähige Arme erhalten bleiben (vgl. auch die Kritik der 
Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg). Es liegt der Verdacht nahe, 
daß mit dem grünen Vorschlag lediglich formelhaft auf die Kritik 
der Armen am Bestehenden und auf die Resonanz, die der Vor-
schlag eines allgemeinen Mindesteinkommens erhalten hat, einge-
gangen werden soll. Dies sieht man zunächst daran, daß die 
vorgeschlagene Grundsicherung das Schlußlicht eines langen Zugs 
von Forderungen darstellt. Weiter wird die Befürchtung davon 
genährt, daß man meint, mit Kosten von etwa 12 Mrd. DM 
auskommen zu können. Dies erscheint unplausibel, wenn man die 
Arbeitspflicht und die Subsidiarität wie vorgeschlagen einschrän-
ken und darüber hinaus ein existenzsicherndes Minimum bieten 
will. Dadurch würde sich ja der Bezieherkreis erheblich ausweiten. 
Unverständlich erscheint auch, wie derartige Transferzahlungen in 
der Dimension von 10.000 bis 12.000 DM jährlich durchgesetzt 
werden sollen, wenn gleich hohe Arbeitseinkommen der Steuer-
pflicht unterliegen. Mit anderen Worten: die unumgängliche Re-
form des Einkommensteuertarifs, verbunden mit dem entspre-
chenden Steuerausfall, wird geflissentlich übersehen. Die Kosten 
der Grundsicherung sollen durch Steuererhöhungen und einen 
teilweisen Einkommensverzicht der Ärzte aufgebracht werden. 
Die Befürchtung ist deshalb naheliegend, daß der grüne Vorschlag 
nicht ernst gemeint ist. Es scheint sich eher um einen Versuch zu 
handeln, die berechtigte Kritik der Betroffenen formal aufzuneh-
men, als um einen Versuch, Ansatzpunkte zur Bewältigung ökolo-
gischer Probleme und zur Bewältigung der Arbeitslosigkeit zu 
finden. 

Man könnte das Problem auch so formulieren: Reformvor-
schläge sind daran zu messen, ob sich Beschäftigte und Frauen 
davon einen Vorteil versprechen können. Bei den Beschäftigten ist 
auch an die geringfügig Beschäftigten zu denken, die bisher keinen 
Zugang zu Arbeitslosengeld und -hilfe haben. Der Wegfall von 
restriktiven Regelungen wäre vor allem für Frauen vorteilhaft. 
Eine Änderung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung würde 
erleichtert, eine Reintegration in den Beruf begünstigt. In diesem 
Sinne weist eine Sozialdividende am weitesten in die Zukunft. 

Das Mindesteinkommen erhöht durch die Transferzahlungen 
und den Steuerausfall das verfügbare Einkommen beträchtlich. 
Deshalb kann es nur durch einen erheblichen Ausgaben verzieht 
finanziert werden. Manches staatliche Programm, das jetzt noch 
ein beschäftigungspolitisches Etikett trägt, müßte dann gestrichen 
werden. Daraus folgt, daß nur noch in einem geringeren Umfang 



staatlich dirigiert werden kann. Das aber dürfte manchem Politiker 
nicht recht sein. 
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